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Jeden Tag werden in der Schweiz 
Grünflächen von mehr als 8 Fuss
ballfeldern verbaut und gehen somit 
verloren. Darunter leidet die Natur. 
Die Landwirtschaft verliert Anbau
flächen. Aber auch die Menschen 
leiden, weil unser gewohntes 
Landschaftsbild zerstört wird. 
Zudem fördert die Zersiedelung 
zusätzlichen Verkehr, weil die 
Verkehrswege länger werden. 
Der Kanton Zug geht in der nächsten 
Legislatur die Ortsplanungsrevision 
an. Der Kanton hat zum Glück 
bereits beschlossen, keine zusätz
lichen Flächen mehr einzuzonen. 
Zudem wollen wir im Ägerital 
höchstens noch ein Wachstum von 
0,8 Prozent. Verdichtung heisst nun 
das grosse Schlagwort.
In den letzten Jahren hat man sich 
der Raumplanung vermehrt ange
nommen. Die Bevölkerung hat zur 
Zweitwohnungsinitiative und auch 
zur Revision des Raumplanungsge
setzes (RPG) ja gesagt. Dass damit 
das Problem gelöst ist, bezweifle ich. 
Manchmal werden Gesetzesände
rungen entweder gar nicht oder 
mangelhaft umgesetzt.
Der Landfrass ist im Wesentlichen 
auf vier Ursachen zurückzuführen: 
Zunehmender Wohnflächenbedarf 
pro Person, mehr Verkehr, Bevölke
rungswachstum und Flucht aufs 
Land. 
Die Statistik zeigt: Die Siedlungs
fläche für unseren Wohnraum hat 
von 1985 bis 2009 um 44,1 Prozent 
zugenommen. Zur gleichen Zeit ist 
die Wohnbevölkerung in der 
Schweiz um 17,1 Prozent angestie
gen. Mit andern Worten: Der Wohn
raum pro Kopf ist ca. um 25 Prozent 
gewachsen. Der grösste Treiber der 
Betonierung ist also der ProKopf
Bedarf. Allerdings darf man auch 
erwähnen, dass in der Zeit von 1985 
bis 2009 auch grössere und dichtere 
Überbauungen entstanden sind als 
in den 25 Jahren vorher. 
Mit der Zunahme der Bevölkerung 
und unseren Lebensgewohnheiten 

braucht auch der Verkehr immer 
mehr Platz. Der Verkehr nimmt auch 
dadurch zu, dass wir grössere 
Distanzen für die Arbeitsplätze, 
unsere Freizeit und für unsere 
Einkaufsmöglichkeiten in Kauf 
nehmen. Ganz verhindern kann man 
das natürlich nicht. Oft haben wir 
keine Wahl, wo wir arbeiten oder wo 
wir wohnen. Daher wäre es auch 
eine Aufgabe der Raumplanung, die 
Infrastrukturen von Wohnen, 
Arbeiten und Freizeit näher zusam
menzubringen.
Neue Statistiken zeigen, dass über 
40 Prozent des Verkehrs Freizeitver
kehr ist. Es ist auch klar, dass die 
Transportwege länger sind, wenn die 
Siedlungsgebiete weiter auseinander 
liegen. Mehr Verkehr bedeutet 
weniger Lebensqualität, weil wir 
dadurch mehr Lärm und Abgase 
ertragen müssen. Die Fläche für 
Autobahnen, Parkplätze und 
Garagen hat von 1985 bis 2009 um 
48,8 Prozent zugenommen, die 
Bevölkerung ist jedoch nur um 17,1 
Prozent gestiegen. Eine andere 
Statistik zeigt, dass in der Schweiz 
für jeden Einwohner – vom Klein
kind bis zum Altersheimbewohner – 
mehr als ein Parkplatz zur Verfü
gung steht. Fast jeder Parkplatz 
bedeutet auch eine Versiegelung des 

Bodens. Eine mögliche Lösung wäre 
der Ausbau des öffentlichen Ver
kehrs und eines guten Velonetzes. 
Mit der Betonierung verliert unsere 
Landwirtschaft auch die wichtigste 
Ressource, nämlich den Boden. Mit 
jedem neuen Gebäude, mit jedem 
Parkplatz und mit jedem Quadrat
meter Strasse wird Boden versiegelt. 
Wir erleben dadurch immer mehr 
Überschwemmungen. Dadurch 
verlieren wir Wasser und Sauerstoff
transport. Viele Bodenorganismen 
haben zu wenig Lebensraum und 
überleben nicht. Pflanzen können 
nicht mehr wachsen. Diese Böden 
werden in der Regel nie mehr 
zurückgegeben, der Verlust ist 
endgültig. Damit ist auch die 
regionale Versorgung mit Nahrungs
mitteln gefährdet.
Die Politik hat erkannt, dass man 
die Zersiedlung nicht sich selber 
überlassen kann und dass somit die 
Raumplanung eine direkte politische 
Aufgabe ist. Es bleibt zu hoffen, dass 
in nächster Zeit weitere Politiker in 
Parlamente und Exekutiven gewählt 
werden, die das Problem ernsthaft 
anpacken wollen. Es gilt Wege zu 
finden, wie der steigende Wohn
raumverbrauch jeder Person einge
dämmt werden kann und die 
Verkehrswege kürzer werden.  ■ 
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Paul Iten, Gemeinderat Oberägeri

Kampf der Zersiedelung
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Kantonsrat

Rita Hofer und Anastas Odermatt

Eine der aktuell grössten Verände
rungen in unserer Gesellschaft ist 
die Digitalisierung. Digitalisierungs
prozesse sind Veränderungen, bei 
denen bisher analoge Werte und Pro
zesse neu digital vorliegen. Diese 
Veränderungen ziehen eine Reihe 
von Folgen nach sich, so z.B. Geräte
anschaffungen. Die Digitalisierung 
birgt sowohl Chancen (Zugang zu 
Wissen und Daten, kürzere Wege, 
automatisierte Prozesse, Dezentrali
sierung von Macht) als auch Risiken 
(Veränderung der Arbeitswelt, kos
tentreibende Veränderungspro zesse, 
Sicherheitslücken, monopolisierte 
Daten und damit Machtbestände). 
Die Digitalisierung und ihre Chancen 
kosten, neue Ungleichheiten können 
entstehen. Ganz konkretes Beispiel: 
Wie wird der Grundsatz «BYOD – 
Bring your own device» «bring dein 
eigenes Gerät» an den Schulen im 
Kanton Zug umgesetzt?

Sparen – neue Konzepte einführen – 
Kosten auslagern
Gemäss Medienberichten (1) vom 
Frühjahr 2018 werden bei den kanto
nalen Schulen im kommenden Jahr 
2019 1,1 Mio. Franken gespart. «Der 
Löwenanteil der Sparmassnahmen 
betrifft die Kantonsschule Zug, da 
diese derzeit die höchsten ITKos ten 
hat.» Gemäss demselben Medien
bericht führt die Kantonsschule 
Menzingen das Konzept «Bring your 
own device» (BYOD) für die oberen 
Klassen ein. Und ebenso wird die 
Direktion für Bildung und Kultur 
(DBK) zitiert, wonach das Untergym
nasium nicht in den Schutzbereich 
der obligatorischen Schulzeit gehöre. 
Zusammengefasst: Sparen – dafür 
neue Konzepte einführen – Kosten 
auslagern.

Regierung nimmt Stellung
In diesem Zusammenhang haben wir 
die Regierung gebeten, diverse Fragen 
zu beantworten (2). Die Beantwortung 
zeigte erstens auf, dass das Konzept 
schon voll durchschlägt, wobei jede 
Schule eigene Strategien fährt. Zwei

tens zeigt sie auf, dass das Konzept 
noch nicht überall zu Ende gedacht 
wurde und es noch einige böse Über
raschungen geben wird. Und drittens 
ist es aus Sicht der DBK klar, dass 
auch im Untergymnasium die Eltern 
für die Kosten aufkommen müssen –
das Untergymnasium gehöre ja nicht 
zur obligatorischen Schulzeit.

Viele Wege führen nach Rom (oder 
eben nicht)
Der Kanton und die Gemeinden ha
ben eine gemeinsame ICTStrategie 
erarbeitet. Die Gemeinden schaf
fen sich aktuell je nach Schulstufe 

entsprechende Geräte an – umso 
höher die Schulstufe, desto mehr 
Geräte gibt es – bis hin zu einem 
Gerät pro Schülerin und Schüler. 
Die Kosten übernehmen grundsätz
lich die Gemeinden. Und aufgrund 
der Bestellmenge können spannende 
Verträge abgeschlossen werden inkl. 
Wartung (!) etc. Der Kanton geht 
hier einen anderen Weg bzw. andere 
Wege: Die Kantonsschule Menzingen 
(KSM) startet nach dem Untergymna
sium mit BYOD. Das entsprechende 
BYOD Konzept der Kantonsschule 

Zug (KSZ) liegt noch nicht vor. Viel
leicht wäre ein intensiverer Aus
tausch mit den Gemeinden hier ange
bracht – und zusammen gäbe es eine 
nachhaltige Lösung.

Umsetzung im Unterricht
Der Erfolgstest schlechthin für BYOD 
wird sein, ob es im Unterricht an
wendbar ist oder mehr verhindert 
statt fördert. Einerseits hängt dies 
von der einzelnen Lehrperson ab. 
Anderseits aber vor allem davon wie 
es eingeführt und umgesetzt wird. 
Stellen wir uns vor, alle bringen ihr 
eigenes Gerät mit unterschiedlicher 

Chancengleichheit digital

Digitalisierung verändert unsere Gesellschaft – und damit die Schule. 
«BYOD – Bring your own device» – «bring dein eigenes Gerät»: Dieser 
Grundsatz wird an den kantonalen Schulen eingeführt. Damit verbunden 
stellt sich die Frage der Chancengleichheit.

Die bunte Mischung von Geräten fordert die Lehrpersonen.
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Leistung und eigenem Setup mit: 
Bei Schülerin A ist das Gerät nach 
einer halben Minute einsatzbereit, 
bei Schüler B dauert das Aufstar
ten schon zwei Minuten (die Eltern 
konnten halt nur ein älteres Modell 
kaufen bzw. der alte Laptop von der 
Mutter tut es schon), das Gerät von 
Schülerin C möchte ein Update vor
nehmen und lädt dafür ein paar Mi
nuten und Schüler D hat ein Problem 
mit dem Programm. Ach ja – und 
Schülerin E – bei der ist der Laptop 
kaputt und Schüler F hat kein Lade
kabel dabei ab der dritten Lektion ist 
fertig. Technische Probleme mit den 
buntgemischten Geräten werden so 
zu Beeinträchtigungen des bisherigen 
Unterrichts führen. Das Erwerben der 
Kompetenz, mit solchen Problemen 
umzugehen, ist in der heutigen Zeit 
sicherlich immens wichtig – nur 
müssten dann alle Lehrpersonen ent
sprechend Hilfestellung bieten und 
auch die entsprechenden Zeitres
sourcen (sowohl innerhalb als auch 
ausserhalb des Unterrichts) dafür 
erhalten.
Naheliegend für die Schülerinnen 
und Schüler wäre es dann, in der 
Mittagspause zur IT zu gehen – die 
können dort sicherlich weiterhelfen. 
Halt – wir haben vergessen – die wur
den ja von der Regierung eingespart. 
Und die wenigen, die es noch gibt – 
die sollen nun je einzeln statt gesamt
haft via Server (!) Hilfestellungen für 
Updates, Programme, Lizenzen etc. 
bieten? Von den Sicherheitsproble
men, die sich mit tausenden Einzel
geräten auftun, reden wir jetzt erst 
gar nicht. Die happigen Einsparungen 
im ITBereich an der Kantonsschule 
könnten schon bald einen JojoEffekt 
auslösen. Da scheint noch vieles of
fen. Wir sind gespannt, wie das um
gesetzt wird. 

Die Kostenfrage
Aus Sicht der Regierung (sie verweist 
auf die Verordnung zum kantonalen 
Schulgesetz von 1992 – aus Sicht der 
Digitalisierung also auf die Steinzeit) 

ist die Anschaffung des persönlichen 
Schul und Gebrauchsmaterials Sa
che der Erziehungsberechtigten. Für 
den Schulrucksack, Bleistifte oder 
die Turnschuhe, dafür kommen El
tern sicherlich nach wie vor auf. 
Wenn es aber darum geht, dass der 
Kanton eine Strategie vorgibt, die 
mit hohen Kosten verbunden ist, 
sprich in diesem Fall BYOD, dann 
können diese Kosten nicht einfach 
auf die Eltern abgewälzt werden. Un
ser Kanton hat sich (richtigerweise!) 
dem Lehrplan 21 verpflichtet. Und 
ja – spätestens damit halten neue 
Technologien auch im Schulzimmer 
Einzug. Die daraus entstehenden 
Mehrkosten sind aber entsprechend 
auch vom Kanton bzw. den Gemein
den zu übernehmen.
Gemäss Bundesverfassung haben in 
der Schweiz alle das Recht auf Bil
dung. Damit die Chancengleichheit 
gewährt werden kann, ist der Zugang 
zur Bildung während der obligato
rischen Schulzeit daher während 
neun Jahren für die Eltern unent
geltlich.
Wenn das Untergymnasium aus Sicht 
der Regierung nun nicht zur obliga
torischen Schulzeit gehört und dies 
auch so umgesetzt werden soll und 
die Regierung sogar der Meinung ist, 
dass es zumutbar sei, die Oberstufe 
an der Sekundarschule zu besuchen 
und dies keine Nachteile für die spä
tere berufliche Laufbahn hätte, dann 
stellt sich eine grundlegende Frage: 
Warum hält der Kanton noch am 
Untergymnasium und damit Lang
zeitgymnasium fest?
Gesellschaftliche Veränderungen müs
sen wir offen, aber auch kritisch hin
terfragend angehen – dafür setzen wir 
uns ein. Sowohl bei den gemeind
lichen, als auch bei den kantonalen 
Schulen hält die Digitalisierung Ein
zug. Dies ist grundsätzlich zu be
grüssen. Jedoch dürfen Neuerungen 
nicht unüberlegt und «hepfchlepf» 
eingeführt werden und es dürfen kei
ne neuen Ungleichheiten geschaffen 
werden.  ■  

Quellen
(1) «Zuger Zeitung» vom 28. März 2018 
(2) Antwort auf die Interpellation: 

https://krgeschaefte.zug.ch/gast/
geschaefte/1847

Photo by NESA by Makers on Unsplash 

Bundesverfassung 
§ 62 Schulwesen
1  Für das Schulwesen sind die 

Kantone zuständig.
2  Sie sorgen für einen ausreichenden 

Grundschulunterricht, der allen 
Kindern offen steht. Der Grundschul
unterricht ist obligatorisch und 
untersteht staatlicher Leitung oder 
Aufsicht. An öffentlichen Schulen ist 
er unentgeltlich.
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Regula Bühlmann, Zentralsekretärin Schweizerischer Gewerkschaftsbund SGB

#Enough 18, die Nationale Kundge
bung für Lohngleichheit und gegen Dis
kriminierung, war die grösste Schwei
zer Frauendemo seit dem Frauenstreik 
1991. Und sie setzte dem Parlament 
ein klares Zeichen: Vorwärts mit der 
Lohngleichheit, jetzt! Denn Frauen 
wollen genug Geld zum Leben, genug 
Wertschätzung für ihre Arbeit und 
genug Rente für ein Altern in Würde.
Das Zeichen kam genau zum rich
tigen Zeitpunkt: Zwei Tage nach 
dem Grossaufmarsch der Frauen 
und solidarischen Männer verhan
delte der Nationalrat die Revision 
des Gleichstellungsgesetzes, die der 
Lohngleichheit zum Durchbruch ver
helfen soll – 37 Jahre, nachdem die 
Schweizer Stimmbevölkerung sie 
zum Verfassungsgrundsatz erklärt 
hat. Der Bundesrat beschloss 2014, 
nach langem Experimentieren mit 
freiwilligen In strumenten, dass es nun 
verbindli chere Massnahmen braucht, 
um Lohndiskriminierungen endgültig 
zu bekämpfen. Er schickte 2015 einen 
Vorschlag in die Vernehmlassung, der 
regelmässige Lohnanalysen in den 
Betrieben, jedoch keine Sanktionen 
bei Gesetzesverstössen vorsah. 
Dieser von Anfang an nicht sehr bis
sige Vorschlag verlor auf dem Weg 
durch die Vernehmlassung und die 
politische Beratung noch etliche Zäh
ne. Der Nationalrat beriet also am 24. 
September 2018 einen Entwurf, der 
nur einen kleinen Schritt über die 
jahrelang erfolglos erprobte Freiwil
ligkeit hinausging. Aber immerhin 
einen kleinen Schritt in die richtige 
Richtung – und nötig, um die Frauen 
nicht noch länger auf Gerechtigkeit 
warten zu lassen. Doch die bürgerlich
männliche Mehrheit im Nationalrat 
liess sich von der Frauenpower vom 

22. September nicht beirren: Die Ge
setzesrevision kam zwar – unter den 
wachsamen Augen der Besucherinnen 
auf den Tribünen – durch, nicht ohne 
jedoch weiter zerrupft zu werden. 
Die Nationalräte wollen, dass Arbeit
geber ausrechnen müssen, ob sie im 
Betrieb überhaupt 100 Vollzeitstellen 
haben – denn nur dann wären sie 
analysepflichtig. Dieser Antrag aus 
der SVPKüche würde einen sach
lich nicht gerechtfertigten, komplett 
unnötigen bürokratischen Aufwand 
mit sich bringen. Aufgrund der erhöh
ten Teilzeitquote von Frauen hätten 
Arbeitnehmerinnen zudem weniger 
Chancen, dass ihre Löhne analy
siert würden, als Arbeitnehmer – ins 
Gleichstellungsgesetz würde also eine 
neue Diskriminierung geschrieben. 

Immer noch grosse Lohnunterschiede
In der Debatte versuchten faktenre
sistente Bürgerliche den Rat davon zu 
überzeugen, dass Lohndiskriminie
rung nicht existiere, sondern allein 
auf falschen Berechnungen beruhe, 
ergo keine Massnahmen dagegen nö
tig seien. Sie griffen damit den Dis
kurs arbeitgebernaher Organisationen 
auf, die mit zweifelhaften Studien 
und halbgaren Argumenten Lohn
diskriminierungen negieren, seit der 
Bundesrat verbindliche Massnahmen 
dagegen angekündigt hat. Doch alle 
seriösen Statistiken und Untersu
chungen lassen nur einen Schluss zu: 
Lohnunterschiede zwischen Frauen 
und Männern sind eine Tatsache und 
ein grosser Teil davon lässt sich mit 
Faktoren wie Alter, Ausbildung und 
Hierarchiestufe nicht erklären, beruht 
also auf Diskriminierung. 
Dieser unerklärte durchschnittliche 
Lohnunterschied betrug im Jahr 2014 

Gleichstellungsgesetz 

noch immer 7,4 Prozent. Pro Jahr und 
Frau ergibt dies ungefähr 7000 Fran
ken, auf ein Arbeitsleben hochgerech
net 303000 Franken. Geld, das den 
Frauen entgeht, nur weil sie Frauen 
sind. Im Gegensatz zum erklärten 
Lohnunterschied zwischen Männern 
und Frauen, der langsam kleiner wird, 
erweist sich die geschlechtsbedingte 
Diskriminierung als sehr hartnäckig. 
Und entgegen den marktgläubigen 
neoliberalen Behauptungen, sind es 
kaum Leistung und Erfahrung, die 
den Unterschied erklären könnten. 
Denn schon Berufseinsteigerinnen 
sind betroffen: Gemäss einer Längs
schnittstudie des Büros Ecoplan ver
dienen diese durchschnittlich 7,8 
Prozent weniger als Berufseinsteiger, 
der grösste Teil davon, nämlich 7,3 
Prozentpunkte, ist unerklärt. Mit Er
fahrung hat dies herzlich wenig zu 
tun, und dass die Leistungen der 
jungen Frauen schlechter sein sollen, 
ist aufgrund der Erfahrungen in der 
Volksschule kaum denkbar. 
Es scheint, dass während der wei
teren Berufslaufbahn in erster Li
nie der erklärbare Lohnunterschied 
wächst, der diskriminierende Teil 
jedoch konstant ist. Es geht also nicht 
um Erfahrung, Leistungsbereitschaft 
oder Sprachkenntnisse, die die Bür
gerlichen so gern als Begründung für 
Lohnunterschiede anführen. Grund 
sind vielmehr stereotype Erwartungs
haltungen, die zu unterschiedlichen 
Beurteilungen der Leistung und Ar
beit von Frauen und Männern füh
ren – und dies während des ganzen 
Berufslebens. 

Sonderzahlungen, Boni
Besonders anschaulich zeigt sich dies 
zurzeit in Grossbritannien, wo Fir
men seit diesem Jahr ihre Lohnun
terschiede – ohne Berücksichtigung 
der konkreten Tätigkeit – in einer 
Datenbank veröffentlichen und dabei 
auch die Boni ausweisen müssen. 
Bei den britischen Niederlassungen 
von Schweizer Firmen übersteigen die 
Unterschiede bei den Boni bei weitem 

Etappe, nicht Endstation

20000 – so viele Menschen bezeugten am 22. September mit ihrer Präsenz 
auf dem Berner Bundesplatz, dass sie genug haben: Genug vom langen 
Warten auf Lohngleichheit. Genug von der Ungerechtigkeit und den Dis-
kriminierungen, denen Frauen im Erwerbsleben und in der Gesellschaft 
ausgesetzt sind. 
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die Bruttolohnunterschiede zwischen 
Frauen und Männern: Die UBS bezahlt 
Frauen durchschnittlich 31 Prozent 
weniger Fixlöhne und 57 Prozent we
niger Bonus als den Männern. Bei 
der Credit Suisse International beträgt 
dieser Unterschied 51,2 Prozent bei 
den Fixlöhnen und 76,6 Prozent bei 
den Boni, bei Nestlé 6 Prozent bei 
den Fixlöhnen und 14 Prozent bei 
den Boni und bei Roche 7,1 Prozent 
bei Fixlöhnen und 85,2 Prozent bei 
den Boni. Einzig Novartis schliesst 
einigermassen unproblematisch ab. 
Es ist anzunehmen, dass die Zahlen 
in der Schweiz sich nicht wesentlich 
von denjenigen in Grossbritannien 
unterscheiden. 
Die Aufstellung der Sonderzahlungen, 
die Unternehmen in der Schweiz ihren 
Angestellten 2016 ausbezahlt haben, 
zeichnet ein ähnliches Bild: Die Boni 
der Frauen sind gemäss Bundesamt für 
Statistik nicht einmal halb so hoch wie 
diejenigen der Männer. Wenn nicht 
Lohnsysteme mit mehr oder weniger 
transparenten Einstufungskriterien 

den Handlungsspielraum der Lohn
verantwortlichen einschränken, pro
fitieren also die Männer – sei es, weil 
die Vorgesetzten ihnen mehr zutrauen 
als den Frauen, sei es, weil sie die Ar
beit der Frauen als weniger wertvoll 
erachten oder weil ihnen diese unbe
wusst einfach weniger sym pathisch 
sind als ihre Kollegen. Solange der Ar
beit von Frauen nur halb so viel Wert 
zugestanden wird wie derjenigen von 
Männern, braucht es schärfere Mass
nahmen gegen Lohndiskriminierung. 
In der Gesetzesrevision, die das Par
lament in der Wintersession endlich 
beschliessen wird, sucht man solche 
vergeblich. 

Gesetzesrevision
Vom Gesetz betroffen wäre kein Pro
zent der Schweizer Unternehmen und 
nur knapp die Hälfte der Arbeit
nehmenden. Sanktionen sind keine 
vorgesehen – ebenso wenig Durchset
zungskompetenzen für den Bund. Auf 
Wunsch der FDP hat das Parlament 
das Gesetz auch noch mit einem Ab

laufdatum versehen: Nach 12 Jahren 
soll Schluss sein mit den Lohnanaly
sen, unabhängig davon, ob sie noch 
nötig sind oder nicht. Alles in allem 
ist diese Gesetzesrevision eine Frech
heit gegenüber den Frauen, die im 
September den Bundesplatz zum Ko
chen brachten. Und doch: Es braucht 
diesen ersten kleinen Schritt hin zu 
mehr Lohngleichheit, damit ihm 
weitere folgen können. #Enough18 
hat gezeigt: Die Frauen sind da und 
bereit, einzufordern, was ihnen zu
steht. Sie werden dafür sorgen, dass 
die aktuelle Gesetzesrevision nicht 
Endstation ist, sondern eine Etappe 
auf dem Weg zur Gleichstellung. Der 
Politik wird keine andere Wahl blei
ben, als diesen Weg gemeinsam mit 
den Frauen weiter zu beschreiten.  ■

Forschungsprojekt Lohn-
unterschiede
http://www.nfp60.ch/de/projekte/
cluster2bildungkarriere/projektmarti

Eindrücklicher Aufmarsch der Frauen in Bern. Foto: Annette Boutellier
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Virginia Köpfli, Kampagnenmitarbeiterin Frauen*streik bei der Unia

Erst 1981 wurde der Grundsatz der 
Gleichstellung von Mann und Frau 
in der Verfassung verankert. Das Ge
setz zur Umsetzung dieser Gleichstel
lung hat auf sich warten lassen. Die 
Frauen hatten es so sehr satt, dass 
sie 1991 zum Frauenstreik aufriefen. 
Mit 500 000 Frauen war es der grösste 
Streik in der Schweizer Geschichte. 
Das Gleichstellungsgesetz kam dann 
1996. Es herrschte grosse Erleichte
rung und Vertrauen darin, dass dieses 
Diskriminierungsverbot gerade auch 
die Lohngleichheit bringen würde. 
Ausser der Möglichkeit, gegen Diskri
minierung Klage einzureichen, waren 
jedoch keine weiteren Massnahmen 
vorgesehen. 
Inzwischen zeigten sich die Tücken 
dieser Klagemöglichkeit. In den 22 
Jahren gab es 900 Gerichtsverfah
ren, davon ein Drittel Lohnklagen. 
Das Verfahren ist beschwerlich, eine 
Klägerin braucht viel Mut und Unter
stützung. 42 Prozent der Lohnklagen 
sind gescheitert. In solchen Fällen 
bleiben die Verfahrenskosten an der 
Klägerin hängen. Die lange Dauer 
der Verfahren ist für Klägerinnen 
sehr belastend. Diese Faktoren hal
ten Frauen oft davon ab, überhaupt 
den beschwerlichen Klageweg an
zutreten. 
Klagen taugen also nicht, um die 
rund 20 Prozent Lohnunterschied 
zwischen Mann und Frau zu bekämp
fen. Bund und Sozialpartner lan
cierten einen Lohngleichheitsdialog. 
Unternehmen konnten sich freiwillig 
für Lohnkontrollen melden und es 
wurde eine Art positives Zertifikat 
geschaffen. Leider nahmen nur we
nige Unternehmen teil, von 66 000 
Unternehmen gerade einmal 28.

Neuer Anlauf
Dem Scheitern des Dialogs folgten 
Forderungen zur Verschärfung des 

Gleichstellungsgesetzes. Der Bundes
rat schlug eine Revision vor. Lohn
kontrollen alle 4 Jahre, ohne Sank
tionen, nur für Betriebe ab 50 Per
sonen zwingend. So wären 2 Prozent 
der Unternehmen und 54 Prozent der 
Arbeitnehmenden erfasst. 

Der Ständerat wies das Gesetz wieder 
an die Kommission zurück zur noch
maligen Prüfung der Selbstdeklara
tion. Wütende Frauen protestierten 
am 8. März gegen den Altmännerrat. 
Der Zusammenhang zwischen Ver
tretung der Frauen in den Räten und 
Gleichstellungspolitik zeigte sich zu 
deutlich. In der Beratung wurde als 
gravierende Verschlechterung die 
Anzahl Beschäftigte für die zwin
genden Lohnkontrollen von 50 auf 
100 Angestellte erhöht (45 Prozent 
der Beschäftigten, 0,85 Prozent der 
Unternehmen). Dazu die Sonnenun
tergangsklausel, das heisst das Gesetz 
läuft nach 12 Jahren automatisch 
aus. Es waren nicht nur die harten 
Fakten des Gesetzes, die wütend 
machten. Eine Kostprobe von Hannes 
Germann: «Ich nehme jetzt das Wort 

Lohngleichheit

Lohnpolizei nicht mehr in den Mund, 
aber ein staatliches Diktat bleibt es 
natürlich, das mit bürokratischen 
Aufwendungen verbunden ist, die 
am Schluss nichts bringen.» Solche 
Aussagen und die Aussicht auf die zu 
erwartende Diskussion im National
rat beantworteten am 22. September 
20 000 Menschen mit einer Demons
tration zur Lohngleichheit. Sie riefen 
den Nationalrat dazu auf, griffige 
Massnahmen zu beschliessen. 

Aktiv werden!
Es kam aber noch schlim
mer, wie Regula Bühlmann 
in ihrem Artikel im BUL
LETIN schreibt. Einmal 
mehr mussten wir Frauen 
lernen, dass Geduld uns 
keine Rosen bringt. Die 
Prozesse in den männlich 
und rechtsbürgerlich do
minierten Kammern des 
Parlaments waren eine 
frustrierende Darbietung. 
Die Frauen haben genug. 
Es reicht nicht mehr, eine 
Demo zu machen und am 
Abend wieder nach Hause 
zu gehen. Es braucht eine 
Massenmobilisierung der 

Frauen wie für den ersten Frau
enstreik 1991, also einen zweiten 
Frauen*streik. Für die Lohngleich
heit, aber auch für Themen wie unbe
zahlte oder schlecht entlohnte Care
Arbeit, sexuelle Übergriffe, Frauen 
in der Politik, Aufstiegschancen, 
Sexismus und alltägliche Diskrimi
nierungen. Die Liste ist unvollstän
dig, die Anliegen der Aktivistinnen 
umfassen das ganze Leben. Die Bewe
gung formiert sich im ganzen Land, 
bald auch in Zug.  ■  

Frauen*streik 2.0

Die lange erwartete Revision des Gleichstellungsgesetzes begann 2018. 
Das bürgerliche Männerparlament beschliesst eine Scheinreform. Genug 
vom Warten: vom lahmen Männerparlament zum zweiten Frauen*streik!

Kontakt
Hast du Interesse beim «Frauen*streik» 
mitzuwirken?
Melde dich bei v.koepfli@gmail.com 
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Junge Alternative

Zersiedelung stoppen

Andreas Kretz, Vorstandsmitglied Junge Alternative Zug 

Blicken wir kurz zurück: Im März 
2013 haben die Schweizer Stimm
berechtigten die Änderung des Bun
desgesetzes über die Raumplanung 
mit fast 63 Prozent angenommen. 
Erklärtes Ziel der Vorlage war es, die 
Zersiedelung in der Schweiz einzu
dämmen, indem zu grosse Bauzonen 
verkleinert und bestehende Bauland
reserven besser genutzt werden sol
len. Gemäss Gesetz darf Bauland 
für einen voraussichtlichen Bedarf 
von 15 Jahren ausgeschieden werden. 
Sind die Baulandreserven erschöpft, 
kann die Gemeinde neues Bauland 
einzonen. Diese Regelung ist aus 
Sicht des Kulturlandschutzes proble
matisch, stellt jedoch den Kernpunkt 
der Vorlage dar. 
Hat seit der Abstimmung 2013 eine 
Trendwende stattgefunden? Aktuelle 
Zahlen lassen starke Zweifel aufkom
men. So zeigen die aktuellsten Daten 
der Arealstatistik des Bundes, welche 
in Abständen von zehn Jahren erho
ben wird, dass das Siedlungswachs
tum keinesfalls gestoppt wurde. So 
hat beispielsweise die Fläche für 
Gebäude und Verkehr seit der letzten 
Erhebung 2004/2009 um 10 Prozent 
zugenommen.
Weiter lässt die Gebäudestatistik des 
Bundes Rückschlüsse auf den Bo
denverbrauch in der Schweiz zu. 
Diese Statistik misst die Zersiede
lung nicht aufgrund der Bautätigkeit 
als solches, da Bauen unterschied
lich effizient sein kann. Stattdessen 
berücksichtigt sie die Anzahl der Ge
bäude sowie deren Art nach Anzahl 
Geschosse. Sie verdeutlicht, dass der 
Grossteil des Gebäudeparks in der 
Schweiz durch drei und insbeson
dere durch zweistöckige Gebäude 

bestritten wird. Das Wachstum der 
Gebäudezahl ist fast ausschliesslich 
auf zwei und dreistöckige Bauten 

zurückzuführen. Bei vier und fünf
stöckigen Gebäuden ist praktisch 
keine Zunahme festzustellen. Dies 
ist insofern problematisch, als dass 
letztgenannte Gebäudetypen den Bo
denverbrauch am stärksten einzu
dämmen vermögen. 
Die Zersiedelungsinitiative der Jun
gen Grünen greift die Schwächen der 
Gesetzesvorlage auf. Sie verlangt, 
dass Neueinzonungen von Bauland 
durch eine entsprechende Auszo
nung an einem anderen Ort kompen
siert werden. Die Gesamtmenge an 
Bauzonen soll also konstant bleiben. 
In diesem Aspekt unterscheidet sich 
das Volksbegehren deutlich vom ak
tuellen Raumplanungsgesetz. Wei
tere Lösungsansätze sind beispiels

In den vergangenen Jahren ist die Debatte um die Zersiedelung hierzulan-
de zunehmend intensiviert worden. Jedoch weist das Raumplanungsgesetz 
erhebliche Schwächen auf. Am 10.2.2019 bietet sich der Schweiz eine 
einmalige Chance: Mit einem Ja zur Zersiedelungsinitiative wird nicht nur 
die Bauwut in der Schweiz nachhaltig gezähmt, sondern auch das Prinzip 
nachhaltiger Quartiere in der Bundesverfassung verankert. 

weise die konsequente Förderung 
nachhaltiger Quartiere wie die Kalk
breite in Zürich oder die Giesserei in 
Winterthur oder strengere Vorschrif
ten hinsichtlich der Bautätigkeit aus
serhalb der Bauzonen. Ziel ist eine 
qualitativ hochwertige Siedlungsent
wicklung nach innen in Kombination 
mit einer moderaten Aufstockung, 
welche dem oben beschriebenen Pro
blem der geringen Geschossanzahl 
entgegenzuwirken vermag. 

Die Zersiedelung der Schweiz ver
schärft sich unter anderem, weil im
mer mehr Bauland eingezont wird. 
Das revidierte Raumplanungsgesetz 
kann diese Problematik nicht be
heben. Die Zersiedelungsinitiative 
weist den Weg zu einer massvollen 
Nutzung des Bodens. Die Zersiede
lung wird gestoppt, indem die Bauzo
nen nicht mehr weiterwachsen. 
Im Rahmen unserer Kampagne wol
len wir in der ganzen Schweiz 10 000 
Fahnen aufhängen. Statten auch Sie 
Ihr Haus respektive Wohnung mit 
einer Fahne aus und bekunden Sie so 
Ihre Unterstützung für die Zersiede
lungsinitiative!  ■

Bauprofile, ein alltägliches Bild in der Schweiz.
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Philippe Koch, Politikwissenschaftler und Dozent mit Schwerpunkt Stadtforschung 
(ZHAW), Zürich

Gottlieb Haller war nicht nur der erste 
Zuger Regierungsrat ohne Zuger Bür
gerrecht – er war ein Aargauer, wie so 
viele Zuger – sondern mit der Wahl 
1918 auch der erste Sozialdemokrat 
in der Regierung. (Josef MüllerKeiser, 
Briefträger aus Oberägeri und Zuger 
Regierungsrat von 1900 bis 1902, war 
der Erste, der die Arbeiterbewegung 
repräsentierte, aber nicht die Sozial
demokratie im engeren Sinne.) Seit 
1918 – mit einem kurzen Unterbruch 
in den 1920erJahren – ist die Linke 
im Zuger Regierungsrat vertreten. Das 
Ende dieser Epoche haben die Bürger
lichen mit der Einführung des Major
zwahlrechts 2013 vorbereitet und mit 
der neuen Legislatur wird nun dieser 
Bruch vollzogen. 

Keine Überraschung
Vor vier Jahren konnten die ALG 
mit der amtierenden Regierungsrätin 
Manuela WeicheltPicard den Sitz 
noch verteidigen. Doch es war schon 
damals klar und wurde auch auf 
diesen Seiten festgehalten, dass die 
Höhe der Majorzhürde für die ALG 
erst dann richtig sicht und spürbar 
wird, wenn keinE BisherigeR ins Ren
nen geschickt werden kann. Die ALG 
und ihr Kandidat Andreas Hürlimann 
konnten die Hürde nicht übersprin
gen. Die Überraschung ist nicht gross, 
die Enttäuschung dafür umso mehr. 
Andreas Hürlimanns Wahlergebnis 
ist sehr gut. 40 Prozent der Wäh
lenden haben seinen Namen auf den 
Wahlzettel geschrieben. Zum Ver
gleich: Der kantonale WählerInnen
anteil der ALG liegt bei 13,3 Prozent; 
ALG, SP und Grünliberale schaffen es 
kantonal auf rund 30,5 Prozent. Aus 
dieser Perspektive sind 40 Prozent 

sehr gut. Aber trotzdem hat es nicht 
gereicht. Florian Weber, der von al
len Bürgerlichen das schlechteste 
Resultat erreicht hat, hat es auf 46,2 
Prozent der Wahlzettel geschafft. Nur 
in Steinhausen konnte Andreas Hür
limann Florian Weber schlagen, dort 
dafür sehr komfortabel: 61 Prozent zu 
39 Prozent. 
Das Resultat der Zuger Regierungs
ratswahlen ist mit Blick auf andere 
Kantone nicht aussergewöhnlich. 
Nach einer langen Phase des freiwil
ligen Proporzes bei Exekutivwahlen 
sind die Ausmarchungen um Regie
rungsratssitze zunehmend kompeti
tiver geworden. Wie der Politikwis
senschaftler Daniel Bochsler kürzlich 
gezeigt hat, gelingt es den linksgrü
nen Parteien oftmals nicht mehr, ihre 
Regierungsratssitze in bürgerlichen 
Kantonen zu verteidigen. Bochsler 
begründet dies damit, dass die bür
gerlichen Parteien es vermehrt schaf
fen, einigermassen intakte und glaub
würdige Wahl allianzen zu schmie
den und dass sie immer seltener 
freiwillig auf Sitze in der Regierung 
zugunsten der Linken verzichten. 
Der schleichende Zerfall der Schwei
zer Konkordanzdemokratie zeigt sich 
also auch in den Kantonen und wird 
von den bürgerlichen Parteien nicht 
nur in Kauf genommen, sondern ak
tiv herbeigeführt. 

Mehr WählerInnen
Umso wichtiger werden in diesen 
Kantonen die Parlamente, um den 
bürgerlichen Regierungen auf die 
Finger zu schauen und deren Mit
glieder, die nicht nur in Zug Zeichen 
der Sättigung und der allzu mensch
lichen Unbedarftheiten zeigen, auf 

Wahlen

Trab zu halten. Und bei den Parla
mentswahlen kann man für die Linke 
im Allgemeinen und für die ALG im 
Besonderen von einem Erfolg spre
chen, der jedoch nicht zur Euphorie 
Anlass geben sollte. 
Die gute Nachricht vorneweg: Die 
ALG konnte sowohl bei den Man
daten wie auch beim WählerInnen
anteil zulegen. Die ALG (inkl. CSP) 
hat einen Sitz dazugewonnen und ist 
neu mit 11 Mitgliedern im Kantonsrat 
vertreten (siehe Tabelle 1). Der Sitz
gewinn geht auf das Konto der Baarer 
Grünen, die mit Andreas Lustenber
ger und Ivo Egger neu zwei Vertreter 
im Kantonsrat stellen. Erfreulich ist 
auch, dass sich die SP nach dem Ein
bruch 2014 wieder erholen konnte 
und neu mit 9 Sitzen (+2) im Kan
tonsrat vertreten ist. Die GLP bleibt 
hingegen bei ihren 4 Sitzen. Der 
Gewinn von 3 Sitzen auf linker Seite 
geht zulasten aller drei bürgerlicher 
Parteien: CVP (21), FDP (17) und SVP 
(18) verlieren je einen Sitz. Damit 
verfügen sie jedoch im Kantonsrat 
immer noch über eine komfortable 
Mehrheit von 75 Prozent. 
Betrachten wir nun die WählerInnen
anteile. Hier gab es ja nach den Wah
len einige Aufregung in den Medien. 
Dabei ist die Sachlage für einmal 
erstaunlich klar. Will man die Wäh
leranteile über den ganzen Kanton 
ermitteln, kann man nicht einfach die 
Parteistimmen jeder Partei aus den 

Neue Realitäten

Erstmals seit genau hundert Jahren ist die Linke im Zuger Regierungsrat 
nicht mehr vertreten. Und nachdem die Alternative – die Grünen (ALG) 
28 Jahre einen Regierungsrat bzw. eine Regierungsrätin stellten, muss 
sich die Partei auf neue Realitäten vorbereiten. Mit diesem Bruch in der 
Exekutive kontrastiert die Stabilität bei den Zuger Parlamentswahlen. Ein 
Überblick über die Zuger Wahlen vom Oktober 2018. 

Impressionen vom Wahlsonntag.
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Tabelle 1: Ergebnis Kantonsratswahlen 2014 und 2018

 ALG SP GLP CVP FDP SVP

 2018 2014 2018 2014 2018 2014 2018 2014 2018 2014 2018 2014

WählerInnen 4141 3741 3682 2708 1655 1456 7953 7849 6507 6482 6949 6917

Anteil (in %) 13,3 12,8 11,8 9,3 5,3 5,0 25,6 26,8 20,1 22,2 22,4 23,6

Mandate 11 10 9 7 4 4 21 22 17 18 18 19

jeweiligen Gemeinden zusammen
zählen. Der Grund ist einfach: Die 
Parteistimmen entsprechen nicht der 
Anzahl WählerInnen pro Gemeinde, 
sondern deren Anzahl multipliziert 
mit der Anzahl Sitze, die in der Ge
meinde vergeben werden. Das heisst, 
jede Baarerin kann 15 Stimmen ver
geben, jeder Hünenberger aber nur 
6. Um die WählerInnenanzahl zu 
bestimmen, muss also die Parteistim
menzahl durch die Anzahl Sitze in 
der jeweiligen Gemeinde dividiert 
werden. Dies ergibt dann die Anzahl 
WählerInnen einer Partei.  
Betrachten wir nun endlich die Wäh
leranteile (siehe Tabelle 1). 

Verluste in der Stadt Zug
Die ALG konnte ihre WählerInnen
basis um genau 400 erweitern von 
3741 (2014) auf 4141 (2018). Neu 
liegt der Wähleranteil der ALG bei 
13,3 Prozent (+0,5 Prozentpunkte). 
Dieser leichte Zuwachs ist aber nicht 

gleichmässig über den Kanton verteilt. 
Blickt man in die Gemeinden, zeigen 
sich Unterschiede, die man diskutie
ren und im Auge behalten muss (siehe 
Tabelle 2). In der Stadt Zug verliert 
die ALG konstant an WählerInnen 
und auch an WählerInnenanteilen: 
2010 lagt die Zahl der WählerInnen 
bei 1382; 2014 noch bei 1245 und in 
diesen Wahlen nur noch bei 1159. 
Dies entspricht einem Rückgang des 
WählerInnenanteils von rund 16 Pro
zent von 19,2 Prozent (2010) auf 16,2 
Prozent (2018). Ebenfalls rückläufig 
ist die Unterstützung in Oberägeri, 
wo die ALG mehr als 50 Prozent ih
rer WählerInnen zwischen 2010 und 
2018 verloren hat. Aber es gibt auch 
Gemeinden, wo es deutlich aufwärts 
geht. In Cham konnte die ALG ihren 
Anteil seit 2010 um mehr als 60 Pro
zent steigern von 8,1 Prozent (2010) 
auf 13,1 (2018). In Steinhausen, Cham 
und Risch gab es gegenüber 2014 
einen Zuwachs von rund 25 Prozent. 

Betrachten wir die Entwicklung der 
Wähleranteile bei den Kantonsrats
wahlen über alle Parteien und über 
die Zeit, fällt die grosse Kontinuität 
auf: Bei den bürgerlichen Parteien 
fällt einzig der Verlust der FDP von 
23,2 Prozent (2010) auf nun 20,9 
(2018) auf. Die GLP scheint sich bei 
5 Prozent zu stabilisieren. Die CVP 
bewegt sich an der 26ProzentMarke, 
Tendenz sinkend. Die SVP ist nach 
dem Erfolg 2014 (23,6 Prozent) auf 
dem Boden der Realität, sprich bei 
22,3 Prozent, gelandet. Bleibt noch 
die SP, die den Verlust von 2014 (von 
10,3 (2010) auf 9,3 Prozent) mehr als 
wettmachen konnte und neu bei 11,8 
Prozent liegt. Für Linksgrün bedeutet 
dies, dass man gemeinsam erstmals 
seit 2006 wieder über mehr als 25 
Prozent WählerInnenanteil verfügt. 
Mit Blick in die Zukunft: Um einen 
Nationalratssitz mit Sicherheit zu 
gewinnen, braucht es 25 Prozent und 
eine Stimme ...  ■

Tabelle 2: Ergebnis der Kantonsratswahlen der ALG nach Gemeinde (2010-2018, ohne Neuheim)

 2018 2014 2010

 WählerInnen Anteil (in %) WählerInnen Anteil (in %) WählerInnen Anteil (in %)

Stadt Zug 1 159 16,2 1 245 17,9 1 382 19,2

Baar 541 9,3 464 9,2 481 9,3

Cham 469 13,1 362 10,2 281 8,1

Steinhausen 643 25,1 473 19,6 554 22,8

Risch 338 17,1 280 13,7 336 16,8

Hünenberg 264 10,1 221 9,8 (gem. Liste mit SP)

Unterägeri 247 10,5 185 9,4 (keine eigene Liste)

Oberägeri 119 7,0 200 12,0 274 15,4

Menzingen 177 10,8 172 11,0 (gem. Liste mit SP)

Walchwil 46 4,5 32 2,9 (keine eigene Liste)



12

BULLETIN  |  NUMMER 4  |  DEZEMBER 2018

Philippe Koch, Politikwissenschaftler, Dozent mit Schwerpunkt Stadtforschung 
(ZHAW), Zürich

In der Debatte über den Majorzeffekt 
(Wechsel vom Proporz zum Ma
jorzwahlrecht 2013) bei den Zuger 
Wahlen geht oftmals vergessen, dass 
auch alle Gemeinderäte seit 2014 im 

Mehrheitswahlrecht gewählt werden. 
Die Bilanz seit 2010 sieht für die Lin
ke weniger negativ als erwartet aus: 
Während die ALG und die SP 2010 
gemeinsam über 11 Sitze (von total 
57) in den kommunalen Exekutiven 
verfügten, sind es seit den letzten 
Wahlen noch 9 Sitze. In der gleichen 
Zeit hat die SVP die Hälfte ihrer Sitze 
verloren: von 12 (2010) auf nunmehr 
6 (2018). Allein bei den diesjährigen 
Wahlen hat die SVP vier ihrer Sitze 
(in Baar, Hünenberg, Menzingen und 
Oberägeri) nicht verteidigen können. 
FDP und CVP konnten demgegenüber 
ihre Dominanz weiter ausbauen und 
haben nun 72 Prozent aller Gemeinde
ratssitze inne (56 Prozent, 2010). 

Gewinner und Verlierer
Kommen wir zurück zur ALG (und 
SP). Interessant scheint mir, einen Blick 
darauf zu werfen, wo die ALG ihre 

Sitze in diesem Zeitraum verloren 
bzw. gewonnen hat: In der Stadt 
Zug (Verlust des CSPSitzes, 2014), 
Risch (Verlust Gleis3Sitz, 2014) 
und Cham (Verlust des KriFoSitzes, 
2014); gewonnen wurden 2014 zwei 
Sitze, einer in Steinhausen (Andreas 
Hürlimann) und einer in Menzingen 
(Barbara Beck). Im gleichen Zeitraum 
hat die SP ihren Sitz in Zug (2018) 
und Steinhausen (2014) verloren und 
je einen in Baar (2018) und Cham 
(2018) hinzugewonnen. Bereits eine 
oberflächliche Analyse der Zuge
winne reicht: Mit grossem persön
lichem Engagement und Glaubwür
digkeit lässt sich ein Exekutivsitz 
auch in jenen Gemeinden gewinnen, 
in denen die Linke deutlich in der 
Minderheit ist. 
Umso mehr müssen die Verluste in 
der Stadt Zug zu denken geben. Wäh
rend die Linke in der ganzen Schweiz 
nicht nur in den grossen Städten von 
Erfolg zu Erfolg eilt, sondern immer 
mehr auch in den mittelgrossen Städ
ten Sitze erobern kann, haben die 
ALG und die SP zusammen in der 
Stadt Zug seit 2010 zwei ihrer drei 
Sitze verloren. Gleichzeitig kommen 
die ALG und SP zusammen in keiner 
Zuger Gemeinde auf einen so hohen 
Wähleranteil (Kantonsrat 32,4 Pro
zent; GGR 32,8 Prozent) wie in der 
Stadt Zug; dieser ist seit 2010 sogar 
noch gewachsen. 
Dieses auf den ersten Blick para
doxe Ergebnis (Sitzverlust in eher 
linksgrünen Gemeinden und Sitzge
winn in den eher nichtlinksgrünen 
Gemeinden) kann unterschiedliche 
Gründe haben, welche die ALG auf
arbeiten sollte. Naheliegend wäre 
es etwa, zu argumentieren, dass in 
linksgrünen Gemeinden die bürger
lichen Parteien geschlossener auf
treten, der Parteien wettbewerb zwi

Wahlen

schen links und rechts mithin pola
risierter ist. Doch diese Konstellation 
hindert die linksgrünen Parteien in 
anderen Städten nicht daran, Sitze 
zu gewinnen. 

Verluste in der Stadt Zug
Besonders für die ALG muss die Ent
wicklung der Stadt Zug zu denken ge
ben. Zwar konnte der Sitz der CSP in 
der Regierung gehalten werden. Und 
auch im Grossen Gemeinderat verfügt 
man immer noch über 7 Sitze und 
konnte damit das Ergebnis von 2014 
wiederholen. Doch mit Blick auf die 
Entwicklung der Anzahl Stimmen 
und der Stimmenanteile sieht die 
Entwicklung nicht rosig aus: 2010 
haben knapp 1400 WählerInnen die 

ALG gewählt. 2018 waren es noch 
etwas mehr als 1150. Der WählerIn
nenanteil ist dementsprechend von 
19,5 auf 16,7 Prozent gesunken. Ähn
lich sieht das Bild im Kantonsrat aus. 
Sprich: Der leichte Linksrutsch in der 
Stadt Zug sollte nicht darüber hin
wegtäuschen, dass die ALG absolut 
und relativ in der WählerInnengunst 
verliert.  ■

Auffällige Unterschiede

Im Oktober wurden nicht nur der Kantonsrat und der Regierungsrat neu 
gewählt. Auch in den Gemeinden gingen die BürgerInnen an die Urne, 
um ihre VertreterInnen für die nächste Legislatur zu bestimmen. Die ALG 
konnte ihre Sitze überall verteidigen. Trotzdem gibt es Grund zur Sorge.

Impressionen vom Wahlsonntag.
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GGR

Abschied und Neuanfang

Stefan Hodel, Fraktionschef Alternative/CSP im GGR der Stadt Zug

Bereits vor den Wahlen im Herbst 
2018 war klar, dass wir uns Ende Jahr 
von Astrid Estermann verabschieden 
müssen. Sehr gerne hätten wir sie 
zwar als Stadträtin behalten, doch 
leider ist es nicht so gekommen, wie 
wir es uns erhofft haben. So wird 
Astrid nun ab Januar 2018 definitiv 
nicht mehr an unseren Fraktions
sitzungen teilnehmen. Sie war ein 
sehr engagiertes Mitglied und im
mer wieder bereit, sich auch in der 
Öffentlichkeit zu verschiedensten 
Themen zu äussern. Ein zentrales 
Anliegen war ihr der Veloverkehr in 
der Stadt Zug. Das Velo war damals, 
als sie von Luzern nach Zug kam, 
auch ihr Türöffner zur Politik: Ihr 
Engagement bei Pro Velo machte sie 
bekannt. Wir sind sicher, dass uns 
Astrid nicht verloren geht und wir 
früher oder später wieder auf ihre 
Hilfe, auf ihr fundiertes Wissen, auf 
ihre Zuverlässigkeit und auf ihr En
gagement zählen können. 

Danke, Susanne!
Erst nach der Wahl hat sich Susanne 
Giger entschieden, die neue Legisla
turperiode im GGR nicht mehr zu be
ginnen. Susanne, die bei den Wahlen 
am 7. Oktober von uns allen das beste 
Resultat machte, will ihre Prioritä
ten anders setzen. Susanne war ab 
2007 im Grossen Gemeinderat und 
gehörte ab 2010 zu unserer Fraktion, 
wo sie verschiedene Vorstösse einrei
chte. So war ihr das Weiterbestehen 
der Galvanik ein wichtiges Anliegen 
und mit einer Motion leistete sie 
einen Beitrag zum Erhalt des Doppel
hauses an der Rigistrasse 6. Gar nicht 
glücklich machte sie der Wegzug der 
Hauptpost, auch zu diesem Thema 
reichte sie Vorstösse ein. Susanne 
vertrat uns zudem jahrelang in der 

Bau und Planungskommission – und 
nicht zuletzt machte sie bei den 
Wahlen immer sehr gute Resultate. 
Auch Susanne hat ein herzliches 
Dankeschön mehr als verdient! 

Wieder- und Neuwahl
Es freut uns sehr, dass es ein Wieder
sehen mit Patrick Steinle gibt. Nach 
acht Jahren Pause konnten wir ihn 
überzeugen, wieder für den GGR zu 
kandidieren. Die Überraschung war 
nicht gross, als er dann auch wirklich 
wiedergewählt wurde. Er kann seine 
guten Ideen nun direkt im Gemeinde
rat vorbringen, den Ratsbetrieb kennt 
er ja bereits. Willkommen zurück, 
Patrick! Die zweite neue in der Frak
tion, Michèle Willimann, ist zwar 
neu im Parlament, in Zug jedoch 
schon lange engagiert: Die Präsiden
tin des Vereins Waldstock und des 
Orchesters ChamHünenberg bringt 
als Raumplanerin Berufskenntnisse 
mit, die besonders in den nächsten 
vier Jahren im Rahmen der anste
henden Ortsplanungsrevision sehr 

Zum Jahresende gilt es für die GGR-Fraktion Alternative/CSP, Abschied zu 
nehmen von zwei verdienten, langjährigen Mitgliedern. Der Jahreswechsel 
bringt jedoch auch Neuanfänge: In der neuen Legislaturperiode wird unsere 
Fraktion mit zwei neuen Gesichtern verstärkt – wobei mindestens eines 
davon den Zugerinnen und Zugern schon länger bekannt ist.

gefragt sein werden. Sie hat sich 
bereiterklärt, in der Bau und Pla
nungskommission (BPK) mitzuarbei
ten. Wir freuen uns sehr, sie in unsere 
Fraktion aufzunehmen. 

Gelungene Mischung
Weiterhin bei uns dabei ist Ignaz 
Voser von der CSP. Wie schon in 
den letzten Jahren wird die BPK 
von seiner grossen Erfahrung pro
fitieren können. Kaum einer kennt 

unsere Stadt so gut wie er. Barbara 
Müller Hoteit, ebenfalls CSP, sieht 
ihre politischen Schwerpunkte im 
Bereich Volksschule. Als Schullei
terin in unserem Nachbarkanton hat 
sie immer wieder Vergleichsmöglich
keiten. Tabea Zimmermann brauche 
ich niemandem vorzustellen. Wenn 
alles gut geht, wird sie Anfang Januar 
im zweiten Anlauf zur Vizepräsi
dentin des Grossen Gemeinderates 
gewählt. Bevor es jedoch so weit ist, 
wird Monika Mathers als dienstäl
teste Gemeinderätin die neue Legisla
turperiode eröffnen. Auch sie gehört 
bekanntlich seit vielen Jahren zu 
unserer Fraktion. Als Fraktionschef 
freue ich mich sehr, in der kommen
den Legislaturperiode mit dieser ge
lungenen Mischung aus erfahrenen 
und frischen Kräften zu arbeiten!  ■

Liebe Astrid, wir hoffen, dass uns dein Engagement noch lange erhalten bleibt!
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Hanspeter Uster, a. Landammann (2001/2002)

«Stundenlange Waldungen, unge
heure Allmenden und eine Menge 
einzelner Häuser. Dazu kommt noch 
die geringe Anzahl von Landjägern 
und die Gunst der Gränzen. Gegen 
Schwyz die Höhlungen des Schutts 
zu Goldau und die Unwegsamen am 
Rigi und Murliberg; gegen Luzern das 
Kiemenholz und der Rothberg; gegen 
Aargau die Reuss, wo die Schiffer 
aus Gewinnsucht, Erbarmen oder 
Furcht volle Ladungen [von Heimat
losen] her und hinübersetzen; gegen 
Zürich die Waldungen an der Syhl.»

Mit diesen Worten hat im Jahr 1824 
einer meiner ersten Vorgänger als 
Polizeidirektor die Grenzen des Kan
tons Zug beschrieben. Sie ähneln 
Szenen auf der Balkanroute oder aus 
dem Mittelmeerraum. Die Flücht
linge waren keine Asylsuchenden, 
sondern Heimatlose, und die Schlep
per bodenständige Aargauer.
«Heimatlose» ist der Begriff gewesen 
für alle Schweizerinnen und Schwei
zer, die ihr Bürgerrecht verloren hat
ten: Die Gründe dafür: Uneheliche 

Geburt, Mischehe, Glaubensübertritt, 
Scheidung, Straffälligkeit. Und die 
Folgen: Ausgrenzung, Armut, Recht
losigkeit. 
Die Verantwortung für die Heimat
losen des 21. Jahrhunderts wahrzu
nehmen, ist eine der vornehmsten – 
und schwierigsten – Aufgaben in 
einer Regierung. Manuela Weichelt 
Picard hat ohne Wenn und Aber 
in der Direktion des Innern dafür 
gesorgt, dass für diese Menschen 
gesorgt wird. 
Ein Leserbrief eines SVPVorstands

mitglieds im Jahr 2008 zur interimis
tischen Anstellung von Lukas Nieder
berger im Asylbereich hielt fest:
«Wir meinten mit fünf gestandenen 
Menschen ein Gremium gewählt zu 
haben, das das alternative, doppel
köpfige Raubtier zu domestizieren 
wisse. Nun müssen wir entsetzt fest
stellen, dass Manuela Weichelt Picard 
die Zirkusdirektorin ist und unsere 
gestandenen, bürgerlichen Männer 
nur Stubentiger und Lämmchen sind.»
So spitzig akzentuierte Kritik an der 

Würdigung

bürgerlichen Regierungsmehrheit 
war nicht einmal in den viel gele
senen Kolumnen des BULLETIN zu 
finden.
Der einleitend zitierte alte Text um
fasst einen grossen Teil der Aufgaben 
der Direktion des Innern: Bürger
recht und Zivilstand, Sozialhilfe, die 
KESB, die Asylfürsorge, Wald, Jagd 
und Fischerei, die Gemeinden und 
die entsprechenden Aufsichtsaufga
ben, Gleichstellung, Grundbuch und 
Vermessung. Dazu die Aufsicht über 
die von der Staatskanzlei operativ 
geleiteten Wahlen und – wer hat 
nicht darüber gelesen – der Denk
malschutz. 
Die Direktion des Innern war feder
führend für die Einführung eines 
gerechten Wahlsystems, bei dem 
jede Stimme gleich gewichtet wird. 
Dass auch der Majorz bei den Regie
rungsratswahlen eingeführt wurde, 
hatte bei den aktuellen Regierungs
ratswahlen entsprechende Auswir
kungen. 

Wiederwahl 2014
Dank ihrer Arbeit und dem Bishe
rigenBonus schaffte Manuela die 
Wahl im Jahr 2014. Es wird eine 
grosse Aufgabe sein, im Rahmen des 
Majorzverfahrens wieder einen Re
gierungssitz erreichen zu können. 
Wir sind als Alternative – die Grünen 
für die Wahlen 2022 ganz besonders 
gefordert. Die Geldquellen für einen 
riesigen Werbeaufwand fehlen uns, 
deshalb können wir «nur» auf Inhalte 
und Persönlichkeit setzen. 
Ebenfalls in der Regierungszeit von 
Manuela wurde das Gleichstellungs
gesetz eingeführt, das Bürgerrechts
gesetz modernisiert und das Sozial
hilfegesetz modernisiert. Neu kamen 
das Geoinformationsgesetz und das 
Gesetz über Soziale Einrichtungen 
dazu, wie auch die definitive Einfüh
rung des Kinderbetreuungsgesetzes 
sowie die Änderungen der Gesetzge
bung im Hinblick auf die Einführung 
der KESB. 
Doch nicht nur auf der Gesetzesebene 

Manuela Weichelt-Picard

Vor zwei Jahren ist Manuela Weichelt-Picard zur zweiten Frau Landam-
mann der Zuger Geschichte gewählt worden. Bei meiner Gratulations-
rede im alten Kantonsspital lud ich die Festgemeinde und die Frau 
Landammann zu einer Wanderung ein.

…ansteckendes Lachen.
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war Manuela engagiert und aktiv: Sie 
veranlasste erstmals einen Sozialbe
richt und liess die Geschichte der 
Sozialen Fürsorge wissenschaftlich 
aufarbeiten. Ich habe von Menschen, 
die in den FünfzigerJahren admini
strativ versorgt worden waren, immer 
wieder gehört, wie dankbar sie über 
diese Aufarbeitung und die damit 
ausgedrückte Anerkennung sind, 
dass ihnen Unrecht geschehen ist. 
Manuela war sich auch bewusst, 
dass die Asylfrage für den Kanton 
Zug zentral ist; der reichste Kanton 
im reichsten Land der Welt hat eine 
besondere Verantwortung gegenüber 
Flüchtlingen, gerade wenn man auch 
die nach Zug kommenden Finanz
ströme einbezieht. 

Von Rohstoffhandel bis Waldhütten
Das Rohstoffdilemma ist ein zen
trales Thema für den Kanton Zug: 
Der amerikanische Wirtschaftsnobel
preisträger Joseph Stiglitz hat es so 
formuliert: 
«Der Wohlstand der rohstoffreichen 
Entwicklungsländer hängt davon ab, 
wie viel Geld sie für ihre Boden
schätze erhalten. Die Ertragskraft der 
reichen Konzerne in den Industrie
staaten hängt davon ab, wie wenig sie 
dafür zahlen.»
Aus einer gesamtheitlichen Sicht 
handelnd – das Wohl der Flücht
linge und die Verantwortung un
seres Kantons – packte Manuela die 
Reorganisation der Abteilung Asyl 
an, die, zusammen mit den Gemein
den, den grossen Anstieg an Zuwei
sungen 2015 und 2016 bewältigte. 
Sie liess auch sämtliche potenziell 
schützenswerten Denkmäler in allen 
elf Einwohnergemeinden inventari
sieren, und im Wald erfolgte eine 
Bereinigung von über 100 illegalen 
Hütten, die vorher einfach geduldet 
worden waren.

Die Persönlichkeit Manuela
Die konsequente, soziale und rechts
staatliche Arbeitsweise von Manuela 
stiess nicht immer auf die Zustim

mung von Beteiligten und politi
schen Parteien. Aber Manuela zog 
fachlich fundiert und mit dem ihr 
eigenen Umsetzungswillen diese 
Projekte durch, auch wenn sie nicht 
immer Erfolg damit hatte. 
Manuelas Vater ist früh verstorben 
und hat ihr viel bedeutet; sie er
wähnte das ausdrücklich in ihrer An
sprache im Kantonsrat nach der Wahl 
zur Frau Landammann. Bei seiner 
Beerdigung, so hatte sie mir erzählt, 
hätte fast niemand in der Kirche 
gesungen. Manuela hatte die Lieder 

nach den Texten und nicht nach der 
Melodie ausgewählt. Ein solcher An
satz war auch in ihrer Arbeit immer 
wieder zu spüren und zeugt davon, 
dass ihr das Produkt wichtiger ist 
als der Aufwand um einen möglichst 
guten Verkauf.
In der Öffentlichkeit wurde Manuela 
wahrgenommen, gerade auch wenn 
es um kontroverse Fragen ging, und 
das ist für ein linkes Regierungsmit
glied eine Chance. In den letzten 
zwei Jahren hatte Manuela in ihrer 
Funktion als Frau Landammann ent
sprechende Auftritte; sie hat diese 
Zeit – so streng es auch war – auch 
immer wieder geniessen können.
Die Herausforderung – für jedes 
Regierungsmitglied in der Landam

mannfunktion – ist aber die Leitung 
der Sitzungen des Regierungsrates. 
Hier den Spagat zu machen zwischen 
dieser Leitungsaufgabe, den Geschäf
ten der eigenen Direktion und der 
Position als einzige Frau und Linke, 
brauchte viel Energie; da kann ich 
aus eigener Erfahrung sprechen.
Zum Schluss eine Erinnerung an den 
Sommer 2005: Damals besprachen 
Manuela, Arnim, Kathrin und ich 
bei uns auf der Terrasse, wie das 
Leben mit einer Berufspolitikerin 
oder einem Berufspolitiker an der 

Seite und dazu noch mit zwei schul
pflichtigen Kindern bewältigt wer
den kann. Es ist wirklich eine grosse 
Aufgabe, all diese Anforderungen 
unter einen Hut zu bringen; und dass 
Manuela sie bewältigen konnte, trotz 
viel Arbeit, freut mich. 

Ich wünsche Manuela und ihrer Fa
milie viel Freude im neuen Lebens
abschnitt und alles Gute! Eines kann 
ich versichern: Es gibt ein Leben nach 
der Regierungszeit.  ■

Manuela fand auch den Kontakt zur Basis.

Persönliche Bilanz
Eine persönliche Bilanz von Manuela 
wird der MärzAusgabe des BULLETINS 
erscheinen. 
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Neue Schlupflöcher

Yannick Ringger, Vorstandsmitglied VPOD Zug

Im Februar 2017 hat die Schweizer 
Stimmbevölkerung die Unterneh
menssteuerreform III (USR III) mit 
beinahe 60 Prozent versenkt und 
sich somit deutlich gegen weitere 
allgemeine Steuersenkungsrunden 
ausgesprochen, die zulasten von öf
fentlichen Dienstleistungen und der 
grossen Mehrheit der Bevölkerung 
gehen. Da die Schweiz auf interna
tionalen Druck hin die bisherigen 
Sondersteuer regime für Statusgesell
schaften bis Ende 2018 abschaffen 
muss, haben die eidgenössischen Räte 
mit der Steuervorlage 17 eine neue, 
kaum veränderte Auflage der Vorlage 
präsentiert, bevor diese in einem Deal, 
der den staatspolitischen Grundsatz 
der Einheit der Materie schwer ver
letzt, mit einem finanziellen Zustupf 
an die AHV verknüpft wurde.

Zukunftsweisender Vorschlag zur 
Stärkung der AHV
Die AHVFinanzierung sieht eine Stär
kung der Einnahmenseite der ersten 
Säule um jährlich 2 Milliarden Fran
ken vor. 1,2 Milliarden Franken wer
den durch die Erhöhung der Lohnpro
zente um 0,3 Prozent (je 0,15 Prozent 
der Unternehmen und Lohnabhängi
gen) generiert, zusätzliche 800 Milli
onen Franken schiesst der Bund ein. 
Dadurch könnte die AHV für einige 
Jahre finanziell gesichert werden – 
diese Massnahme weist den Weg, wie 
der vorübergehende Engpass bei der 
AHVFinanzierung in den nächsten 
rund zwei Jahrzehnten sozialverträg
lich behoben werden kann.

Auf drei Ebenen fatale Aus-
wirkungen
Allerdings wäre der Preis, der für 
diese drei bis vierjährige Sicherung 

der AHV beim vorliegenden Deal 
bezahlt werden müsste, exorbitant. 
Denn das Filetstück der Vorlage – 
sowohl im Hinblick auf die unmit
telbaren Kosten als auch die langfris
tigen Auswirkungen – betrifft die 
Steuerreform, welche der USR III im 
Kern stark ähnelt. Trotz ein paar Ver
besserungen wie der Beschränkung 
der zinsbereinigten Gewinnsteuer 
und der steuerfreien Rückzahlung 
von Kapitaleinlagen durch Unter
nehmen an ihre AktionärInnen so
wie der Verkleinerung des möglichen 
steuer lichen Abzugs von Grossaktio
närInnen würde sie sich fatal aus
wirken. Auf die Bevölkerung in der 
Schweiz, jene im globalen Süden 
und die Perspektiven einer Linken, 
die endlich ein entschlossenes Ge
genprogramm zur (noch) vorherr
schenden neoliberalen Hegemonie 
verfolgen sollte.

Kahlschlag beim Service public? 
Kommt die STAFVorlage durch, 
drohen dem Bund Steuerausfäl
le in Milliardenhöhe. Die Ausfälle 
werden momentan auf 2 Milliarden 
Franken geschätzt – von einer «Ge
genfinanzierung» kann nicht gespro
chen werden. Unter Druck dürften 
insbesondere Bereiche des Service 
public geraten. Hinzu kommen die 
schwer abschätzbaren Ausfälle auf 
kantonaler Ebene. Der Bund stachelt 
die Kantone mit einer Kompensa
tionsmilliarde dazu an, die Gewinns
teuern für sämtliche Unternehmen 
zu senken. So haben bereits mehrere 
Kantone weitere Steuersenkungen 
angekündigt. Die vom Bund verspro
chenen Mittel werden die dadurch 
neu entstehenden Löcher bei den 
Kantonen nicht annähernd stopfen 

Im Herbst haben National- und Ständerat die Vorlage zur Steuerreform 
und AHV-Finanzierung (STAF) verabschiedet. Gegen den Kuhhandel, 
bestehend aus massiven Steuersenkungen für Unternehmen und einer 
temporären finanziellen Sicherung der AHV, wurde von verschiedenen 
linken Organisationen das Referendum ergriffen.

können. So haben Auswertungen von 
elf Kantonen im Vorfeld der USR
IIIAbstimmung ergeben, dass diese 
Stände bei ihren Steuersenkungs
runden insgesamt mit Ausfällen in 
der Höhe von beinahe  3 Milliarden 
Franken gerechnet haben – dies wird 
bei der STAF kaum anders aussehen. 
Deshalb müsste, auch in Zug, mit 
weiteren allgemeinen Abbaupaketen 
gerechnet werden, welche insbeson
dere die ArbeiterInnen treffen wür
den. Gewerkschaften wie die Unia 
oder der VPOD stellen sich folglich 
gegen die Vorlage.

Ausbeutung von Entwicklungs-
ländern
Noch drastischer wären die Folgen 
und die Signalwirkung der STAF 
auf internationalem Parkett. Ge mäss 
Schätzungen des Internationalen 
Währungsfonds (IWF) entgehen den 
Entwicklungsländern wegen Steuer
paradiesen jährlich rund 200 Mil
liarden USDollar an potenziellen 
Steuereinnahmen – gemäss Berech
nungen des Denknetzes ist alleine die 
Schweiz für 35 Milliarden Franken 
verantwortlich. Mit der STAF wird 
das Problem des globalen Steuer
dumpings und die dabei führende 
Rolle der Schweiz nicht eingedämmt, 
sondern weitergeführt. Eine Studie 
der Alliance Sud, des ThinkandDo
Tanks verschiedener Entwicklungs
organisationen, zeigt eindrücklich 
auf, wie mit der neuen Vorlage neue 
Steuerumgehungsvehikel für Gross
konzerne geschaffen werden – unter 
anderen Namen und in modifizierter 
Form (Stichwort «Swiss Finance 
Branches»).
Das Problem an Steuerumgehungs
möglichkeiten wie der Patentbox, 
der Subvention von Forschung und 
Entwicklung, dem Abzug auf Eigen
finanzierung oder der steuerfreien 
Aufdeckung stiller Reserven besteht 
darin, dass sie die Bemessungsgrund
lage – des Anteils der Gewinne, der 
versteuert werden muss – tiefhalten. 
In der Schweiz ansässige multinatio

Steuerreform
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nale Konzerne konnten alleine durch 
die Geschäfte ihrer Statusgesellschaf
ten zwischen 2012 und 2014 einen 
Gewinn in der Höhe von 56 Milliar
den Franken pro Jahr ausweisen. 
Versteuert wurden diese zu einem 
mittleren effektiven Steuersatz von 
10 Prozent, was weltweit nur von 
Hongkong unterboten wird. Dadurch 
kann die Schweiz mittelfristig nicht 
genügend Steuereinnahmen generie
ren und gräbt gleichzeitig anderen 
Staaten dringend benötigtes Steuer
substrat ab. Die neue Steuervorlage 
verschärft diese Entwicklung und 
ist somit der Inbegriff einer im Kern 
zutiefst unsozialen Vorlage, welche 
die ArbeiterInnen in der Schweiz 
gegen jene im globalen Süden aus
spielt – mit dem Resultat, dass beide 
verlieren.

Die Mär von der fehlenden 
Alternative
Die Schweiz muss ihre Sondersteuer
regime für Statusgesellschaften bis 
Ende 2018 abschaffen – ansonsten 

drohen Sanktionen. Dies ist ein über
fälliger Schritt, soll die Linke jedoch 
nicht dazu verleiten, einer Vorlage 
zuzustimmen, die neue Schlupflöcher 
legalisiert und somit den interna
tionalen Steuersenkungswettbewerb 
weiter anheizt. Das Referendum bietet 
die Möglichkeit für eine Kehrtwende 
in der Steuerpolitik. Dass die Stimm
bevölkerung dies will, hat sie bei 
der Abstimmung über die USR III 
eindrücklich bewiesen. Es ist eine 
Mär zu glauben, dass es keine bessere 
Alternative zum vorliegenden Deal 
geben würde. Wer so argumentiert, 
folgt blind neoliberalen Dogmatike
rInnen, welche ihre Weltordnung als 
unerschütterlich betrachten. Eine fort
schrittliche Linke wehrt sich mit Ve
hemenz gegen eine solche Haltung – 
indem sie erkennt, dass der Kampf 
gegen das global entfesselte Kapital 
nur mit einer internationalistischen, 
nachhaltig orientierten Perspektive 
erfolgreich geführt werden kann.
Dabei geht es nicht um Symbolpoli
tik, sondern um das Bewirken realer 

Veränderungen. Denn die Schweiz 
hat als Staat, der im globalen Steuer
senkungswettbewerb das «race to 
the bottom» in Richtung Nullpunkt 
wesentlich beschleunigt, das Heft 
in der Hand, um diese Abwärtsspi
rale aufzuhalten. Kein anderer Staat 
bietet für multinationale Konzerne 
so viele Standorte mit derart tiefen 
effektiven Unternehmenssteuern wie 
die Schweiz – die Führungsrolle der 
hiesigen Kantone im globalen Steuer
wettbewerb und die Auswirkungen 
von deren Politik sollten nicht unter
schätzt werden.
Eine neuerliche Ablehnung der 
Steuer umgehungsvorlage, verbun
den mit ersten Sanktionen gegen das 
Sondersteuerregime, mag die Bür
gerlichen dazu bewegen, die Anlie
gen der Stimmbevölkerung und der 
progressiven linken Kräfte bei einer 
Neuausarbeitung von Beginn an ernst 
zu nehmen – im Sinne einer überfäl
ligen Kehrtwende in der Steuerpo
litik, der UNONachhaltigkeitsziele 
2030, eines starken Service public 
und einer nachhaltigen, global ausge
richteten Politik. Wo, wenn nicht in 
der Schweiz mit ihrem globalen Ein
fluss in der Unternehmenssteuerpo
litik und ihren direktdemokratischen 
Mitbestimmungsmöglichkeiten, soll 
eine solche Trendwende eingeleitet 
werden?  ■

Neuer «MilliardenBschiss» – die Steuervorlage 17 ist auch nicht besser als 
ihre Vorgängerin.
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Verkehrspolitik

Mobilität der Zukunft

Hansruedi Küttel

Energiepolitik ist Verkehrspolitik. 
Der Verkehr ist einer der grössten En
ergieverbraucher, er ist für einen Drit
tel des Endenergieverbrauchs verant
wortlich. Er verursacht auch rund 
einen Drittel der CO2Emis sionen der 
Schweiz. Zur Energiewende gehört 
also eine Verkehrswende. Dabei müs
sen wir in zwei Richtungen aktiv 
sein: Einerseits eine Antriebswende 
erreichen und andrerseits unsere Mo
bilität neu denken. 

Bedürfnisse und Gewohnheiten
Unter dem Titel «Die Verkehrswende 
beginnt im Kopf» erläuterte Prof. 
Hermann Knoflacher die permanente 
Baustelle Hirn, wo heute grosse Be
reiche durch den Begriff «Auto» be
setzt seien und deshalb einiges an 
Energieaufwand nötig sei, um die 
Verkehrswende zur geistigen Mobili
tät zu erreichen. Die Entwicklung des 
Menschen und seiner Kultur (Jäger 
und Sammler – Gartenbau – Land
wirtschaft – Siedlungen – Sozialisie
rung – Kultur – Zivilisation) basierte 
sehr lange ausschliesslich auf Solar
energie. Die Städte wurden während 
7000 Jahren für FussgängerIn nen 
konzipiert und weiterentwickelt. Die 
Transportmittel auf Basis von fossiler 
Energie, wie wir sie seit etwas mehr 
als 130 Jahren nutzen, erlaubten 
schnellere und längere Fahrten. Aber 
wozu? Eigentlich bleibt die Anzahl 
Wege pro Person und Tag konstant, 
unabhängig von unseren Transport
mitteln. Unser Zeitbudget für Mo
bilität ist ebenfalls eine Konstante, 

durch Geschwindigkeit kann man 
es nicht ändern. Wir fahren einfach 
mehr oder weiter weg. Diese grössere 
Reichweite erkaufen wir uns teuer (Fi
nanzen, Ressourcen, Umwelt). Und 
noch etwas: Parken bei der Wohnung 
macht aus Menschen Autofahrer (s. 
Kasten 2). Wo also ansetzen für Ver
änderungen? Nur mit neuen Vorstel
lungen von Mobilität (kurze Wege, 
weniger Fahrten) und einer Antriebs
wende (fossil und emissionsfreie An
triebe) werden wir es schaffen. Mittel 
auf diesem Weg sind sicher attraktive 
Velo wege, gut ausgebauter ÖV und 
Vortritt für Fussgänger. Dazu muss 
sich das Wertesys tem der Gesellschaft 
verändern. Wie Knoflacher sagt: Sie 
sind in der Lage, die Verkehrswende 
zu realisieren – vorausgesetzt Ihr 
Kopf funktioniert. 

User-Mentalität
«Morgen unterwegs sein – vom Ver
kehr zur Mobilität» lautete die 
Überschrift zum Referat von Marta 
Kwiat kowski Schenk. Sie sprach von 
zentralen Verschiebungen, die wir ge
rade erleben. Aus Konsumenten wer
den User, unser Fokus verschiebt sich 
von der Hardware zur Software und 
vom Produkt zur vernetzten Dienst
leistung. Warum also nicht auch vom 
Verkehr zur Mobilität? Wir brauchen 
nicht einen Gegentrend, sondern eine 
Kehrtwende. Leider schlägt heute 
noch Routine die Spontaneität, wir 
basteln lieber weiter herum am bis
herigen System. Aber nach dem Jahr
hundert des Autos muss jetzt das 

Wie sieht die Mobilität in Zukunft aus? Was bringt der technologische 
Wandel mit autonomem Fahren, Elektrofahrzeugen und smarten Ver-
kehrskonzepten? Die Schweizerische Energiestiftung SES behandelte diese 
Fragen an einer Fachtagung im September. Fazit der Tagung: Nicht die 
Zukunft beherrscht heute das Bild, sondern die Strukturen der Vergan-
genheit: Übermotorisierte Autos, Stau, Lärm, hoher CO2-Ausstoss und 
Energieverbrauch. Eine ökologische, sozialverträgliche und zukunftswei-
sende Mobilität ist möglich. Sie muss aber rasch aufgegleist werden. Für 
die Verkehrs- und Energiepolitik gilt es, die Weichen richtig zu stellen, um 
mobil zu bleiben. Also vorwärts: Vermeiden, verlagern, verbessern.

Jahrhundert der vernetzten Mobilität 
folgen. Menschen und Maschinen 
werden Teil eines lernenden Sys
tems, denn Mobilität wird beeinflusst 
von digitalen Innovationen, die das 
Verhalten der Endnutzer verändern. 
Das wird eine Individualisierung im 
Service public ermöglichen, sodass 
wir mit der UserMentalität künftig 
in Journeys denken statt in Fahr
plänen. Die heutigen industriellen 
Strukturen in der Mobilitätsbranche 
sind zu überwinden, föderalistische 
Prozesse müssen gegen die globalen 
Player gewinnen. 

Professor Knoflacher fragt, was wir als 
«normal» betrachten.

Prof. Knoflacher demonstriert den Raum
bedarf eines Autos.
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Kosten und Ressourcen
«Verkehr frisst Raum, Zeit und Ener
gie» meinte die beim VCS für Verkehr 
und Kommunikation zuständige Be
reichsleiterin Stéphanie Penher. 
Raum: Ein Drittel unserer Siedlungsflä
che sind Strassen und für jedes in der 
Schweiz eingelöste Auto stehen insge
samt 2,5 Parkplätze zur Verfügung. 
Zeit: Neben den Zahlen für Stauzeiten 
werden andere Zeiten vernachlässigt. 
Verlorene Lebensjahre der Unfallop
fer, Spitaltage wegen Erkrankungen 
durch Luftverschmutzung und Lärm, 
Krankheitstage von Kindern mit Asth
masymptomen gehören auch in die 
Gesamtbetrachtung.
Energie: In der Energiestrategie 2050 
zielen bisherige Massnahmen aus
schliesslich auf die Haushalte. Diese 
haben mit 28 Prozent Anteil am gesam
ten Energiebedarf tatsächlich einen 
wesentlichen Einfluss, aber Verkehr 
und Transport mit einem Anteil von 
36 Prozent wären da auch ins Visier 
zu nehmen. Immer noch werden grosse 
Strassenbauvorhaben geplant und rea
lisiert, obwohl klar ist, dass «wer Stras
sen sät, erntet Verkehr». Bei der Luftbe
lastung durch CO2 fällt zudem auf, dass 
der Flugverkehr in der Statistik fehlt, 
obwohl er mit etwa 9 Prozent ein nicht 
vernachlässigbarer Player ist. Bisher 
wurden in der Energiestrategie 2050 
keine Massnahmen beim Flugverkehr 
ergriffen, er profitiert weiterhin vom 
Steuergeschenk der Mineralölsteuer
befreiung für Auslandflüge.
Unsere Verkehrspolitik müsste die 
Nachfrage steuern (vermeiden), den 
Fuss und Veloverkehr fördern (verla
gern) und Solarstrom in Zusammen
hang mit Elektroautos fördern (ver
bessern).

Steuerungsmassnahmen
Dr. Daniel MüllerJentsch von Avenir 
Suisse referierte zu «Mobility Pricing 
– Wege zu Kostenwahrheit im Ver
kehr». Die gefahrenen Personenkilo
meter auf Schiene und Strasse zeigen, 
dass der Verkehr schneller wächst 
als Wirtschaft und Bevölkerung. Auf 

die wachsende Mobilitätsnachfrage 
wird mit einem subventionierten Ka
pazitätsausbau reagiert. Ökonomisch 
betrachtet führen die Subventionen zu 
einer Übermobilität, wegen Verkehrs
spitzen Staukosten und ineffiziente 
Kapazitätsauslastung. Das föderale 
Wunschkonzert führt zu Fehlalloka
tion der Finanzmittel. Ökologisch ge
sehen sind neben den Klimagasemis
sionen auch die Effekte der Zersiede
lung, des Flächenverbrauchs und des 
Ressourcenverbrauchs für Infrastruk
tur und Rollmaterial zu beachten. Die 
Gesellschaft trägt schlussendlich die 
hohen Kosten und Umweltschäden. 
Deshalb sollen Infrastrukturerweite
rungen im Nationalstrassennetz künf
tig abhängig von der Verkehrsdichte 
gemacht werden, also nicht in Randre
gionen. Neue Technologie (Antriebe, 
Digitalisierung und Verkehrsmanage
ment) und Mobility Pricing sollen 
weitere Verbesserungen bringen. Mit 
Mobility Pricing könnte die Verkehrs
finanzierung statt als Steuer als Ge
bühr gesehen und durch die tatsäch
lichen Nutzer getragen werden. Davon 
verspricht man sich Kostenwahrheit 
und Verkehrsvermeidung. Mit varia
blen Preisen sollen Verkehrsbelas
tungsspitzen geglättet werden. Dass 
sich Dr. Daniel MüllerJentsch bei den 
weiteren Ausführungen zu Mobility 
Pricing ausschliesslich mit den Be
lastungsschwankungen beim öffent
lichen Verkehr, insbesondere bei der 
Bahn, befasste, wurde vom Publikum 
mehrfach mit deutlich hörbarem Rau
nen quittiert. Seine Botschaft, Mobi
lity Pricing sei der «Missing Link» im 
System, kam nicht wirklich an.

Andere Stadt
In der anderen Stadt verkehren möch
te der Autor Marcel Hänggi, nämlich 
in der Stadt, die uns die meisten Auto
inserate zeigen: Es ist jeweils eine 
Stadt, in der es nur das beworbene 
Auto gibt, ganz einsam. Es gibt in 
dieser Stadt breite Strassen, in denen 
es sogar Platz hat für domestizierte 
Kinder, natürlich alles angepasst an 

das Auto. Der Begriff «Familie» regt 
ihn auch zu Zahlenspielen an. Die 
Ausgaben einer Familie für Nahrung 
sanken seit 1945 von 36 Prozent 
auf heute 8 Prozent, die Ausgaben 
für Verkehr stiegen von 3 auf 9 Pro
zent des Budgets. Mobility Pricing 
bezeichnet er als asozial, denn es 
schmerze nicht alle gleich, wenn sie 
mehr bezahlen müssen. Die für Stras
sen und Parkplätze genutzte Fläche 
bezeichnet er als missbrauchte All
mendfläche, die dem Verkehr geop
fert wurde. Eine zufällige Begegnung 
von Auto und Fussgänger im öffentli
chen Raum bezeichne man als Unfall, 
was ziemlich doppeldeutig sei. 

Verkehr als Dienstleistungsangebot
Dr. Sven Kohoutek erwartet künftig 
Lösungen, welche Mobilität als Service 
anbieten. Der Kunde soll sich nicht 
um die Hardware kümmern, der An
bieter liefert die nötigen Leistungen, 
um den Kunden zum gewünschten 
Zeitpunkt von A nach B zu bringen. 
Neue Dienstleistungsangebote bei der 
Mobilität seien der Schlüssel für mehr 
Effizienz und weniger Energieaufwand. 
PostAuto beschäftigt sich in verschie
denen Geschäfts und Lernfeldern mit 
Konzepten, digitalen und physischen 
Lösungen für neue Angebote wie On
DemandMobility. Dazu sind Leistun
gen verschiedener Partner miteinan
der zu verbinden und zu vernetzen. 
PoolLösungen sollen in Pilotprojekten 
getes tet und evaluiert werden.

Nachhaltige, multimodale 
Mobilitätssysteme
Die Energiewende verlange nachhal
tige Verkehrssysteme, sagte Dr. Merja 

Einsames Auto in der «anderen Stadt».
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Velo

Hoppe von der ZHAW, doch die Ge
fahr sei gross, dass wir im bisherigen 
Trott weitermachen, da und dort klei
ne Verbesserungen realisieren, statt 
ein neues System zu entwerfen. Fehlt 
uns der Mut zu Skizzen und Utopien? 
Die Bilder für die zukünftige Mo
bilität sehen seit Jahren gleich aus, 
alle Hoffnung liegt ausschliesslich 
in der Technologie. Es genügt nicht, 
die Effizienz zu verbessern, wir müs
sen uns an der Suffizienz orientie
ren. Dazu brauchen wir neben neuen 
technischen Lösungen gesellschaft
liche Veränderungen, beispielsweise 
mehr Akzeptanz für SharingModelle. 
Das geht aber nicht, solange gemäss 
Knoflacher (s. oben) das Hirn noch 
vom Auto besetzt ist. Um einen Wan
del zu erleichtern, sollten wir die 
Bezeichnung «Langsamverkehr» aus 
unserem Vokabular löschen, denn 
sie ist in der heutigen Welt negativ 
besetzt. Eine geeignete Bezeichnung 
wäre «Aktivverkehr», also Fortbe
wegung als Aktivität des Menschen 
betrachten. Ein Wandel von Werten 
ist nötig, statt Lebensstandard soll 
Lebensqualität bewertet werden, statt 

Modalsplit je nach Besiedelungsdichte am Wohnort.

Platzbedarf der verschiedenen Verkehrsmittel.
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Wohlstand Wohlbefinden. Wir müs
sen vom Verbrauchen zum Verwen
den wechseln, von Automobilität zu 
individualisiertem ÖV, indem wir 
nicht nur Effizienz anstreben, sondern 
uns mit Suffizienz begnügen.

Entschleunigung der Mobilität
Die Verkehrsplanerin Denise Belloli 
plädierte für eine Entschleunigung 
der Mobilität. Langsamer ist spar
samer, effizienter. Neue Erhebungen 
zeigen, dass – unabhängig von der 
Besiedelungsdichte – für die Mobi
lität ein täglicher Aufwand von 75 
Minuten und durchschnittlich 3,5 
Fahrten üblich sind, minim weniger 
in sehr dicht besiedeltem Gebiet. 
Je dichter die Besiedelung, desto 
höher der Anteil Fussverkehr (33 
bis 58 Prozent), im Gegenzug der 
Anteil individueller Motorfahrzeug
verkehr tiefer (52 bis 16 Prozent). 
Veloverkehr und ÖV sind gering und 
weniger abhängig von der Besiede
lungsdichte (4 bis 8 bzw. 10 bis 22 
Prozent). Die täglich zurückgelegte 
Strecke wiederum ist umso länger, 
je weniger dicht die Wohnregion 
besiedelt ist (20 bis 40 Kilometer). 
Um generell die Wege zu verkürzen, 
muss vermehrt auf gute Durchmi
schung (Wohnen, Arbeiten, Einkau
fen, Freizeitaktivitäten) geachtet 
werden. Langsamer unterwegs sein 
heisst dann: weniger Emissionen, 
weniger Lärm, weniger Platzbedarf 
für Verkehrsflächen, kleinere Un
fallgefahr, freundlichere Gestaltung 
des öffentlichen Raums – kurz: mehr 
Lebensqualität. 

Die Sicht der Politiker
In einem Podiumsgespräch wurden 
unter dem Titel «Verkehrswende: 
Wie gelingt die Umsetzung in Bern?» 
einige Fragen einer Politrunde vor
gelegt. Regula Rytz (Nationalrätin 
BE, Grüne), Thomas Hardegger (Na
tionalrat ZH, SP), Matthias Jauslin 
(Nationalrat AG, FDP) und Stefan 
MüllerAltermatt (Nationalrat SO, 
CVP) erklärten ihre Positionen. Auch 
dabei zeigte sich nochmals, dass 
Mobilität ein vielschichtiges The
ma ist. Neben der Berücksichtigung 
der individuellen Bedürfnisse ist 
ein Gesamtblick nötig, für den wir 
uns aber bisher zu wenig öffnen. 
Leider bestätigten alle vier Podi
umsgäste die Klischees zu ihren 
Parteien. Hardegger bedauert, dass 
ak tuell nach Bedarf gebaut werde, 
ohne eine Wertediskussion zu füh
ren. Das Wachstumsmodell werde 
nicht in Frage gestellt. Rytz meint, 
wir müssten endlich akzeptieren, 
dass die Ressourcen begrenzt seien. 
Fortschrittsglaube helfe da nicht. 
An der Stelle eines ewigen Puzzle 
müssten endlich ganzheitliche Kon
zepte und Planungen treten. Rytz 
und Hardegger warben für Aktivver
kehr und betonten die Notwendig
keit, nun in den Kantonen aktiv zu 
werden, denn der Veloartikel allein 
löse keine Probleme, Jauslin wehrte 
sich gegen Eingriffe, Vorschriften 
und Abgaben. Fortschritt und Frei
heit dürften nicht eingeschränkt wer
den. Leider würden Veränderungen 
in einer Demokratie oft sehr lange 
dauern. Und ja, Emotionen zum The

ma Auto könne man nicht verbieten. 
MüllerAltermatt versuchte zu ver
mitteln, für die Energiewende führe 
nun einmal kein Weg am Thema 
Verkehr vorbei. Aktuell werde leider 
sehr oft (auch in den Kommissionen) 
nur Flickwerk gemacht. Matthias 
Jauslin konnte einem leidtun, denn 
es war offensichtlich, dass er das Pu
blikum gegen sich hatte. Allgemein 
wurde aber klar: Heute weiter in 
die bisherigen Systeme investieren 
blockiert die nötigen Veränderungen. 
Grundsätzliche Fragen sind JETZT 
zu klären.
SESPräsident und Nationalrat Beat 
Jans wies in seinem zusammenfas
senden Schlusswort darauf hin, dass 
das Parlament demnächst über die 
Revision des CO2Gesetzes debat
tieren wird und es damit in der 
Hand hat, ob in diesem Bereich 
etwas passiert oder ein zahnloser 
Papiertiger resultiert. Jans schloss 
die Veranstaltung mit dem Appell, 
die schweizerische Mobilitätspolitik 
aus der Sackgasse herauszuführen.  ■

Referate und ReferentInnen 
Prof. Hermann Knoflacher, Institut für Verkehrswissenschaften, TU Wien 
Marta Kwiatkowski Schenk, Senior Researcher, Gottlieb Duttweiler Institut GDI
Stéphanie Penher, Bereichsleiterin Verkehr und Kommunikation, VCS
Dr. Daniel MüllerJentsch, Verkehrsexperte, Senior Fellow, Avenir Suisse
Marcel Hänggi, Umweltjournalist und Buchautor
Dr. Sven Kohoutek, Leiter Smart Mobility, PostAuto Mobilitätslösungen AG
Dr. M. Hoppe, Leiterin Nachhaltige Transportsyst., Institut für Nachhaltige Entwicklung, ZHAW
Denise Belloli, Geschäftsleiterin, Metron Verkehrsplanung AG
https://www.energiestiftung.ch/veranstaltung/fachtagung2018mobilitaetderzukunft.html

Die SES
Postkarten

Die Reichsgaragenordnung  
Präambel: «Die Förderung der Motorisie
rung ist das vom Führer und Reichskanz
ler gewiesene Ziel»
Wer Wohnstätten, Betriebsstätten ... baut, 
hat für die vorhandenen und zu 
erwartenden Kraftfahrzeuge... Einstell
platz... auf dem Baugrundstück oder in 
der Nähe zu schaffen. 17. Februar 1939, 
Wirksamkeitsbeginn 1. April 1939
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Eritrea

Das interessanteste Land

Marianne Aepli, Menzingen

Rafael erzählt häufig von seinem Her
kunftsland, er hat sich als Kind dort 
wohl gefühlt und nun erkundigt er 
sich, was ein Reiseführer sei. Dann 
studiert er den «ReiseKnowHow 
Äthio pien». «Und sie glauben, es gibt 
Menschen in der Schweiz, die sich 
dafür interessieren, wie man in Eri
trea reisen kann und welche Hotels 
es gibt?», fragt er mit grossen Augen.
Vor den Sommerferien, pünktlich 
zum Schulabschluss von Rafael habe 
ich seinen Reiseführer in den Hän
den. Gedruckt auf A4, 18 Seiten, 
bebildert, im Inhaltsverzeichnis 13 
Kapitel mit Unterverzeichnis. Punkt 
1.1: Was muss man in der Schweiz 
machen und wissen, wenn man nach 
Eritrea reisen will.
Das habe ich mit der Visumsanfra
ge an die Eritreische Botschaft in 
Genf bereits gemacht. Danach wird 
es komplizierter, als im Reisefüh
rer beschrieben. Im Oktober, nach 
Telefonaten, Mails, Rückfragen und 
Nachträgen erhalte ich den Reisepass 
von Christoph Stampfli und mir – mit 
gültigen Visa.
Zwei Tage später fliegen wir nach 
Asmara, der Hauptstadt von Eritrea, 
in ein Land, wo einige unserer Schü
lerinnen und Schüler herkommen. 
Einen Einblick ins Schulsystem be
kommen, vielleicht eine Schule be
suchen können, steht auf unserer 
Wunschliste, was uns im Voraus als 
schwierig beschrieben wird: Ohne 
Gasteinladung keine offizielle Erlaub
nis zum Besuch von Schulen, Spitä
lern, Regierungsgebäuden. Inoffiziell 
haben wir das dann doch geschafft, 
mit Freundlichkeit und etwas Freche. 

Ein Land in Aufbruchsstimmung
Eritrea, das Land mit dem langen 
Grenzanstoss ans Rote Meer, wo auf 

der anderen Seite SaudiArabien und 
der Jemen liegen, ist in Aufbruchs
stimmung. Seit dem Sommer ist das 
Friedensabkommen mit Äthiopien 
unterzeichnet, seit zwei Wochen gibt 
es Flüge zwischen den Hauptstädten, 
seit einer Woche ist die Strasse nach 
Äthiopien offen. Und die Menschen 
hoffen. Sie glauben an den Frieden. 
Ich frage mehrfach etwas kritisch 
nach, nicht zuletzt war Äthiopien in 
den letzten dreissig Jahren der Haupt

feind, die ständige Gefahr im Süden, 
der erbitterte Gegner im Grenzkrieg, 
wo Granateinschüsse und zerschos
sene Häuser heute noch an diese Zeit 
erinnern, wo Panzerreste vor sich 
hin rosten. «Diesmal ist es ein guter 
Frieden, Äthiopien hat uns um Frie
den gefragt, das kommt gut. » Und im 
Nachgang kam meistens die Bemer
kung: «Jetzt müssen wir vielleicht 
nicht mehr so viel Geld in die Armee 
stecken, jetzt kommt vielleicht etwas 
Druck weg, der auf unserem Mili

«Für Eritrea gibt es keinen Reiseführer.» Mit dieser trockenen Aussage 
gelangt Christoph Stampfli an einen Oberstufenschüler in Menzingen. 
Als Schulischer Sozialarbeiter unterstützt er den eritreischen Jugend-
lichen auf der Suche nach einem Abschlussprojekt. 

tär lastet.» So viel zum Tabuthema 
Militär, wo sonst alle meine Fragen 
elegant umschifft wurden.
Am Flughafen ist der Schalter für 
ausländische Einreisende geschlos
sen. Wir fügen uns in die Warte
schlange der Einheimischen. Papiere 
werden sehr genau kontrolliert, es 
dauert. Formulare sind wichtig in 
Eritrea. Es gibt Formularhefte und 
Durchschlagpapier zuhauf. Ich werde 
nach dem Aufenthaltsort gefragt und 
weiss aus dem Reiseführer von Ra
fael bereits die beste Hoteladresse für 
europäische Gäste, obwohl ich noch 
kein Hotel gebucht habe. Das passt 
und ich gehe zum Geldwechsel. Den 
Ferienbatzen habe ich in Dollar und 
Euro mit dabei, Geldbezug mit Karten 

oder bargeldloses Zahlen gibt es in 
Eritrea nicht.
Die Hauptstadt Asmara ist Weltkul
turerbe Architektur und erinnert 
sehr an Italien. Die Stadt wurde 
während der Kolonisationszeit durch 
die Ita liener aus einer Kleinstadt 
zum Hauptort bestimmt und grossge
macht: «la piccola Roma».
Im Hochland um Asmara sind die 
Temperaturen angenehm, im Süden 
ist es auch um diese Jahreszeit noch 
sehr heiss. Steppe, Wüste und frucht

Eritreische Schulen: Bis zu 50 SchülerInnen pro Klasse.
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bares Land wechseln sich ab. Die kli
matischen und geografischen Unter
schiede im kleinen Land sind gross. 
Die italienische Küche ist geblieben 
und in den zahlreichen Restaurants 
gibt es nebst traditionellem Essen mit 
Fladenbrot auch Pizza und Pasta. Mit 
dem feinen Kaffee ist meine Grund
existenz gesichert und im Übrigen ist 
die Infrastruktur der Hauptstadt auch 
gut. Fliessendes Wasser gibt es nicht 
immer, dafür eine Wassertonne für 
die WCSpülung. Auch Strom fehlt 
immer wieder. Trotzdem gehen die 
Gespräche im stockdunklen Restau
rant weiter, bis das Brummen der Ge
neratoren beginnt. Es zeigt sich, wer 
sich einen Generator leisten kann. 
Geschätzt in jedem fünften Lokal 
geht das Licht wieder an. Oder die 
Taschenlampe auf dem Handy weist 
den Weg. 

Wenig Mittel für viel Schule
Und mir geht gleichzeitig das Licht 
auf, warum eritreische Schülerinnen 
und Schüler während des Unterrichts 
das Handy benutzen dürfen: Weil es 
nicht piepst und nicht tönt. Weil es 
fast ausschliesslich zum Fotografie
ren gebraucht wird. Weil es in Eritrea 
keinen beständigen Netzzugriff gibt, 
sogar nur selten Netzverbindung. Und 

deswegen die Menschen an den vie
len öffentlichen Telefonen mit Karte 
telefonieren und selten ein Abo auf 
dem Handy haben. 
Während unserem Schulbesuch dür
fen wir fotografieren und wir wer
den auch fotografiert. Der Rektor 
der Schule ist stolz, dass zwei «Leh
rer aus der Schweiz» sich für seine 
Schule interessieren. Somit sind wir 
mittendrin, wo wir einfach auf Pro
be reinmarschiert sind. Frontalun
terricht in Klassen mit 50 Kindern, 
am Vormittag. Und am Nachmittag 
eine andere Schulklasse, weil sonst 
zu wenig Platz ist. Eritrea kennt die 
Schulpflicht für alle Kinder und die 
meisten richten sich danach. Die Bil
dungskosten werden vom Staat finan
ziert. Wir sitzen im Chemieunterricht 
der Oberstufe. Unterrichtssprache ist 
in allen Fächern Englisch. In der Pri
marschule wird Tigrinya gesprochen, 
die Amtssprache von Eritrea. Für die 
Hälfte der Menschen im Land eine 
erste Fremdsprache, die sich kom
plett von ihrer eigenen Mutterspra
che unterscheidet. Die Schüler und 
Schülerinnen sind konzentriert da
bei. Sie schreiben laufend ab, was der 
Lehrer an der Wandtafel notiert. Sie 
haben verschiedene Unterrichtshefte 
und schreiben viel, sehr viel. Schul

bücher gibt es nur in der Schulbib
liothek, dort darf auch abgeschrieben 
werden. Keine Kopien, keine Arbeits
blätter, kein sogenanntes Unterrichts
material. Darstellungen zu Botanik, 
Geometrie und Menschenkunde sind 
an den Aussenwänden der Schul
bauten gemalt: Schulwandbilder. Im 
Teamzimmer der Lehrpersonen sta
peln sich die Hefte. Hoch, sehr hoch. 

Von der Schule zur Armee
Wer schulische Leistungen für die 
nächste Klasse bringt, steigt von der 
ersten bis zur elften Klasse. Wer leis
tungsmässig nicht mitkommt, ver
bleibt im besuchten Lernniveau. Bei 
einzelnen Kindern sind die Schul
uniformen arg strapaziert, mehrfach 
geflickt und auf Kurzarm geschnitten. 
Die Farbe des Schulhemdes zeigt die 
Schulstufe an. Bei manchen reicht 
das Hemd bis zu den Knien, bei an
dern nur noch bis zum Bauchnabel.
Nach der obligatorischen Schulzeit 
folgt ein sechsmonatiges Camp mit 
militärischer Ausbildung und schu
lischen Diplomprüfungen. Wer genü
gend Punkte erzielt, darf studieren. 
Das trifft auf etwa 20 Prozent der 
Jugendlichen zu, die andern gehen 
direkt nach dem Camp zur regulären 
Militärausbildung, sowohl Frauen 
wie Männer.
Wir reisen im Land und holen uns für 
jede Route eine «TravellerPermis
sion» und am Zielort eine Regis
trierung auf dem Polizeiposten. Wir 
reisen mit den Bussen und lernen 
Gepflogenheiten der Menschen ken
nen und viel Freundlichkeit und 
grosse Hilfsbereitschaft. Wir bekom
men kleine Einblicke und führen 
spannende Gespräche, erfahren viel, 
bekommen Antworten auf unsere Fra
gen und werden über vieles gefragt. 
Zurück in Menzingen zeigen wir die 
Bilder im Schulteam und berichten. 
Eritreische Gäste sind auch anwe
send, unter ihnen Rafael. Er weiss, es 
gibt Menschen, die sich sehr für sein 
Land interessieren.  ■

Eritreische Schulen: ein Blick in das LehrerInnenzimmer.
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Umweltverschmutzung

GRÜNE gegen Glyphosat

Adèle Thorens, Nationalrätin VD, @adelethorens

In meinem Postulat «Schrittweiser 
Ausstieg aus der Verwendung von 
Glyphosat. Zweckmässigkeit und Mo
dalitäten» fordere ich den Bundesrat 
auf, die Chancen und Risiken eines 
schrittweisen GlyphosatAusstiegs zu 
prüfen und aufzuzeigen, auf welche 
Weise dieser erfolgen muss. Das Pos
tulat ist nur einer von zahlreichen 
Vorstössen der GRÜNEN in diesem 
Bereich. Seit Jahren engagieren wir 
uns gegen Pestizide – der Umwelt 
und der Gesundheit zuliebe. Das 

Glyphosat, ein Erzeugnis der Firma 
Monsanto, ist nur eines von unzäh
ligen Pestiziden, aber eines der welt
weit am meisten verwendeten. In der 
Unternehmensstrategie von Monsan
to kommt ihm eine entscheidende 
Rolle zu. Der Konzern verkauft näm
lich auch genmanipuliertes Saatgut, 
das gegen Glyphosat resistent ist. 
In der Schweiz ist der Anbau von 
genetisch veränderten Pflanzen dank 
des Moratoriums derzeit verboten. 
Trotzdem ist Glyphosat als Unkraut
vernichter in der Landwirtschaft 
und im Gartenbau hierzulande weit 
verbreitet. Auch zur «Pflege» von 
Grünflächen und der Transportinfra

struktur wird das Pestizid eingesetzt. 
Immerhin darf bei uns das Mittel in 
der Landwirtschaft nicht kurz vor 
der Ernte gesprüht werden – was in 
anderen Ländern erlaubt ist. 

Glyphosat: Kontroverse zu den 
Auswirkungen
Die gesundheitlichen Auswirkungen 
des Glyphosats werden seit den Acht
zigerjahren kontrovers diskutiert. Da
mals stufte die Umweltschutzbehörde 
(EPA) der Vereinigten Staaten das 

Pestizid als möglicherweise krebser
regend für den Menschen ein. In der 
Folge erschienen zahlreiche Studien 
mit widersprüchlichen Schlussfolge
rungen. Die Internationale Agentur 
für Krebsforschung (CIRC) bestätigte 
die Aussage der EPA und stützte sich 
dabei auf die vorhandene wissen
schaftliche Literatur. Die Europäische 
Behörde für Lebensmittelsicherheit 
(EFSA) und die Europäische Chemi
kalienagentur (ECHA) hingegen wi
dersprachen. Bei ihren Recherchen 
stützten sie sich auf nicht publizierte 
Studien von Monsanto – was wei
tere Auseinandersetzungen zur Folge 
hatte. In einer kürzlich in einem US

Am 26. September hat der Nationalrat mein Postulat für einen schrittwei-
sen Glyphosat-Ausstieg angenommen. Ein wichtiger Zwischenerfolg. Wir 
GRÜNEN müssen den Druck aber aufrechterhalten. 

Wissenschaftsmagazin (Proceedings 
of the National Academy of Sciences, 
PNAS) veröffentlichten Studie haben 
amerikanische Biologen zudem aufge
zeigt, dass Glyphosat möglicherweise 
zum Bienensterben beiträgt. 

Sofortiges Handeln ist gefragt
Es ist absolut klar: Angesichts die
ser Unklarheiten muss das Vorsor
geprinzip gelten. In der EU wurde 
die Zulassung des Glyphosats auf 
fünf Jahre – anstelle der beantragten 
zehn Jahre – beschränkt. Viele Länder 
haben sich gegen die erneute Zu
lassungsverlängerung ausgesprochen, 
schliess lich wurde sie hauchdünn 
angenommen. Frankreich hat seiner
seits entschieden, einen schrittwei
sen Ausstiegsplan über mehrere Jahre 
zu erarbeiten. 
In der Schweiz verzichten bereits 
heute zahlreiche Gemeinden auf 
den Einsatz von Glyphosat. In ver
schiedenen Kantonen sind Vorstösse 
hängig, die ebenfalls den Ausstieg 
aus der Anwendung dieses Pestizids 
verlangen. Mein Pos tulat ist also 
nur logisch: Wir müssen jetzt aktiv 
werden und umweltfreundliche und 
gesundheitsschonende Lösungen 
finden, wie das Glyphosat baldmög
lichst von Alter nativen abgelöst wer
den kann. 
Dass der Bundesrat und der National
rat mein Postulat unterstützen, ist ein 
wichtiger Schritt in die richtige Rich
tung. Aber es gibt noch viel zu tun: In 
einer Verordnung hat der Bundesrat 
kürzlich und völlig widersprüchlich 
die in unseren Gewässern zulässigen 
GlyphosatGrenzwerte massiv erhöht. 
Wir GRÜNEN müssen den Druck also 
aufrechterhalten und uns auf allen 
Ebenen für den GlyphosatAusstieg 
starkmachen. Das Glyphosat ist der
weil nicht der einzige problematische 
Stoff, der in der Landwirtschaft ver
wendet wird. Bald werden zwei 
Volks initiativen gegen Pestizide für 
eine lebhafte, schweizweite Debatte 
zu diesem Thema führen. Wir freuen 
uns darauf.  ■

Die GRÜNEN engagieren sich für eine ökologische Landwirtschaft – und treiben den 
GlyphosatAusstieg voran.
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Grünspecht

Grüne Welle

Grünspecht - ein kritischer Vogel

«Dieses Jahr stimmt uns nachdenk
lich. Wir fragen uns, was künftig 
auf uns zukommen wird mit dem 
Klimawandel.» Diese Aussage von 
Ueli Staub, dem Geschäftsführer des 
Zuger Bauernverbandes, in der «Zu
ger Zeitung» vom 25. Oktober, ist 
Teil der Antwort auf die Frage nach 
den Gründen für die Wahlerfolge der 
Grünen in Europa. Immer mehr Men
schen machen sich 
Gedanken zum Klima
wandel – und sie ent
scheiden sich für jene 
Partei, welche sich 
seit ihrer Gründung 
konsequent für den 
Klimaschutz einsetzt. 
Die Debatte im Parla
ment zum CO2Gesetz 
wird zeigen, für wen 
Klimaschutz ein vor
dringliches Anliegen 
ist, wer den menschli
chen Einfluss auf den 
Klimawandel leug
net und wer sich we
gen des Hitzesommers 
kurz  fristig ein grünes 
Mäntelchen umhängt.

Ausbeutung und … 
Mit der rasanten Wirtschaftsentwick
lung nach dem 2.Weltkrieg im Wes
ten und dem Zusammenbruch der 
sozialistischen Diktaturen im Osten 
schien die soziale Frage in Europa 
ein für alle Mal gelöst. Man verkün
dete das Ende der Geschichte und 
den ewigen Siegeszug der Marktwirt
schaft neoliberaler Prägung. In der 
Tat – selbst die von der Kommunisti
schen Partei gelenkte Volksrepublik 
China ist heute ein kapitalistisches 
Land mit riesigen Einkommens und 
Vermögensunterschieden. 
In der globalisierten Wirtschaftswelt 
ist keine Alternative in Sicht. Also 

alles bestens? Der Grünspecht hat 
da leise Zweifel. Die soziale Frage 
steht nach wie vor im Raum – man 
denke nur an die hohe Arbeitslosig
keit rundherum in Europa. Junge, 
teils gut ausgebildete Männer und 
Frauen, hangeln sich von Praktikum 
zu Praktikum oder leben am Exis
tenzminimum. In der dritten Welt 
arbeiten Millionen von Menschen für 

Löhne, die kaum zum Leben reichen. 
Ebenso schwer wiegt die Ausbeutung 
der Natur. Die Rohstoffe der Erde wie 
Kohle oder Öl werden innert weniger 
Jahrhunderte «verbrannt». Westlich 
von Köln werden hektarenweise Wäl
der abgeholzt, nur um noch die letzte 
schwefelhaltige Braunkohle mit rie
sigen Baggern aus dem Erdreich he
rauszuholen. Der kurzfristige Erhalt 
von Arbeitsplätzen geht definitiv zu 
Lasten der Umwelt. 

… Verschwendung
Die Ausbeutung in der globalisierten 
Welt geht einher mit einer riesigen 
Verschwendung. Ein Drittel aller pro

Seit längerem erzielen die Grünen in den meisten kantonalen und kom-
munalen Parlamenten Sitzgewinne, sie erhöhen ihre Wähleranteile. In der 
Schweiz eher gemächlich, in Deutschland gar erdrutschartig.

duzierten Lebensmittel gelangt gar 
nie auf den Teller – Rüebli werden 
auf Schweizer Äckern untergepflügt, 
weil sie nicht den Normen der Gross
verteiler (und angeblich der Konsu
menten) entsprechen. Die Datums
gläubigkeit («zu konsumieren bis…») 
animiert geradezu zum Wegwerfen 
durchaus intakter Lebensmittel. Die 
Conve nienceFoodPortionen werden 
immer grösser und wir Konsumenten 
immer schwergewichtiger – und be
zahlen dann viel Geld für die Well
nessWochen mit gesunden Säften.
Ein anderes Beispiel ist die Ver
schwendung an Boden. Trotz al
ler Bekenntnisse zur Verdichtung 
ufern die Bauzonen immer weiter 
in die Landschaft hinaus. Mit der 
Zersiedlungsinitiative der Jungen 
Grünen haben wir Schweizerinnen 
und Schweizer die Möglichkeit, ein 
Zeichen gegen die Verschwendung 
zu setzen. So wie das Schweizer 
Volk vor Jahren auch dem uferlosen 
Zweitwohnungsbau in den Alpen 
den Riegel geschoben hatte.
Ein letztes Beispiel ist die Verschwen
dung von Rohstoffen – schnell mal 
übers Wochenende mit dem Flie
ger nach New York oder (etwas be
scheidener) nach Paris oder London 
zum Shoppen. Das Überangebot in 
der Aviatik lädt zu solch unsinnigen 
Trips geradezu ein.

Neue Bescheidenheit
So kann es nicht weitergehen, wenn 
wir auch den Kindern und Enkeln 
eine lebenswerte Welt hinterlassen 
wollen, wenn wir auch den Tieren 
und Pflanzen eine Überlebenschance 
geben wollen. Und das ist – davon 
ist der Grünspecht voll überzeugt – 
nicht eine Frage des Wollens oder 
Nichtwollens. Es ist schlicht eine 
Pflicht. Oder wie es Holger Thurm, 
Neumitglied der Grünen in Berlin, in 
der «Zuger Zeitung» vom 25. Oktober 
sagte: «Wir müssen mit aller Kraft 
für den Erhalt der Schöpfung kämp
fen.» Die Erde erträgt keine Wischi
WaschiPolitik.  ■
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Out of Paradise
Montag, 10. Dezember, 
20 Uhr 
Kino Gotthard Zug

Der Nomade Dorj und sei
ne hochschwangere Frau 
Suren leben in der mongo
lischen Steppe. Als Kom
plikationen bei der 
Schwangerschaft auftreten, 
müssen sie in die ferne 
Hauptstadt. Im Spital er
fahren sie, dass die Be
handlung im Voraus zu be
zahlen ist. Beim Versuch, 
Geld zu beschaffen, gerät 
Dorj in den Sog der Gross
stadt und muss kämpfen. 
Der Film vermittelt ein 
Bild der heutigen Mongo
lei, in der den Menschen 
das traditionelle Leben in 
ihren Jurten immer mehr 
entgleitet. Der Kontrast 
zwischen Ursprünglichkeit 
und Moderne wird in 
starken Bildern behutsam 
aufgebaut. Ein Mix aus 
empfindsamem Drama, 
zarter Romanze und ur
banem Überlebenskampf. 
Unbedingt sehenswert, 
auch dank des realistisch 
dargestellten Konflikts der 
Lebenswirklichkeiten.
1. Preis Festival Schanghai. 
Regisseur Batbayar 
Chogsom ist anwesend.

Kino

Als Fussgänger habe ich 
mich in letzter Zeit (eigent
lich seit mehr als 20 Jahren) 
oft gefragt, warum die 
lieben Mitbürger derart 
aufrüsten. Nun habe ich die 
Antwort in der ZZ gelesen, 
auf der Sonderseite «Mo
bil». Herr Knellwolf schrieb 
da: «Man wähnt sich in 
einem Actionfilm: Mitten 
in der Wüste fährt die 
Patrouille in unbekanntem 
Gebiet, einziger Schutz ist 
das wuchtige Fahrzeug, das 
wegräumt, was sich ihm in 
den Weg stellt. Mittendurch 
statt rundherum. In etwa so 
fühlt man sich im Toyota 
Land Cruiser. Als Chef auf 
hohem Ross mit hohem 
Schwerpunkt, den das 
Schaukeln des Gefährts auf 
der Asphaltstrasse nicht 
stört. Der dieses Schaukeln 
mag, wenn der Dieselmotor 
seine 200 PS und seine 500 
Newtonmeter Drehmoment 
entfaltet.» Diese Sprache! 
Voll fette Asphaltpoesie! – 
Nun aber schnell die Kin
der zur Schule bringen. 
Dort aber bitte rundherum 
statt mittendurch. Und bitte 
keine Demonstration des 
Drehmoments. ■

Ende September bereicher
te die AVES Zug ihre Gene
ralversammlung mit einem 
Referat des Geschäftsfüh
rers der ErdölVereinigung. 
Er beklagte sich über die 
wirtschaftlichen Schäden 
und sozialen Nebenwir
kungen der Senkung der 
CO2Emissionen, die Be
strafung von Industrie und 
Gewerbe durch CO2Abga
ben etc. Von Chancen für 
Industrie und Gewerbe mit 
Entwicklung, Produk tion 
und Anwendung neuer, 

Gestreift

klimafreundlicher Techno
logien hat er offenbar 
immer noch nichts gehört 
(oder verstanden). ■

Hüst und hott, auf drei 
Ebenen: In der Stadt Zug 
wird weiter gefeilscht um 
Parkplätze. Nach guten 
Massnahmen im letzten 
Jahr krebst der Stadtrat nun 
wieder zurück bei der 
Gebührenerhebung an allen 
Wochentagen. Die Kosten 
der Parkplätze müssen also 
anders gedeckt werden. 
Hüst und hott auch beim 
Kanton. Auf keinen Fall 
Steuererhöhung – Steuer
erhöhung befristet – keine 
Steuererhöhung. Alles 
klar? Und beim Bund: 
Während sogar ein Gericht 
in Kalifornien ein Glypho
satUrteil gegen Monsanto 
bestätigt, kommt aus Bern 
die Nachricht, dass die 
Grenzwerte für dieses Gift 
ohne Gefahr erhöht werden 
können. ■

Obwohl also im Kanton Zug 
keine Steuererhöhung nötig 
ist, spart der Kantonsrat auf 
Teufel komm raus. Denk
malschutz? Luxus pur. 
Streichen oder wenigstens 
unschädlich machen. ■

Wie bitte? Zur Causa Vil
liger soll ich auch noch 
etwas schreiben? Habe ich 
aber keine Lust, ich bin 
Fussgänger. Habe nur auf 
der Website des Strassen
verkehrsamtes nachgese
hen, welche Fristen da 
gelten. Adressänderungen 
und was da sonst noch 
wäre (Halterwechsel steht 
nicht explizit) sind innert 
15 Tagen zu melden. ■

Dene wos guet geit
Montag, 14. Januar, 
20 Uhr
Kino Gotthard Zug

Alice, die in einem Callcen
ter in der Zürcher Agglome
ration arbeitet, nimmt alte 
Omas aus. Eine Schweizer 
Lebenswirklichkeit jenseits 
jeglicher HeidiRomantik. 
Städtische Betonwelten, 
aufgenommen aus dem 
Sichtwinkel von Überwa
chungskameras. Menschen, 
die sich über Passwörter 
identifizieren und deren 
Gespräche günstige Inter
net abos und teure Kranken
kassen beinhalten. Alles 
läuft reibungslos und höf
lich. Gefühle und Nähe 
sind nahezu absent. Mani 
Matters titelgebender Song 
korrespondiert inhaltlich 
aufs Schönste mit dieser 
visuellen Lakonik.
Radikal präzise und mit 
konsequenter Bildsprache 
unterläuft der Film jede li
neare Erwartung. Mit sanft 
satirischem Blick in Bild, 
Ton und Dialogen wird er 
zum hintersinnigen Vergnü
gen, das lange nachhallt. 
Nomination Schweizer 
Filmpreis 2018. Regisseur 
Cyril Schäublin ist anwe
send. 

Freundliche Grüsse
Elke Mangelsdorff
FLIZ FilmLiebhaberInnen 
Zug
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Veranstaltungen

Die Alternativen im 
Kanton Zug
 
Alternative – die Grünen 
Zug
Metallstrasse 5, 6300 Zug
041 711 99 09
www.alternativezug.ch 
info@alternativezug.ch

Öffnungszeiten Büro 
Alternative – die Grünen Zug: 
Mo und Do 9–16 Uhr
EMails an:
info@alternativezug.ch 
werden von Mo–Fr 
bearbeitet.

Alternative – die Grünen 
Baar
Anna LustenbergerSeitz
info@alternativebaar.ch

Alternative – die Grünen 
Menzingen
Barbara BeckIselin
b.beckiselin@bluewin.ch

Alternative – die Grünen 
Unterägeri
Cornelia Mayinger
cornelia.mayinger@datazug.ch

Alternative – die Grünen 
Stadt Zug
Metallstrasse 5, 6300 Zug
info@alternativestadt.ch

Forum Oberägeri
Philipp Röllin
roellin.ph@bluemail.ch

Grünes Forum Hünenberg
Rita Hofer
rita_hofer@bluewin.ch

Grüne Risch-Rotkreuz 
(ehemals Gleis 3 Alternative 
Risch)
Heinz Widmer
mail@gruenerischrotkreuz.ch

Grüne Steinhausen
Edith Seger Niederhauser 
Postfach 123
6312 Steinhausen
steinhausen@gruenezug.ch

Junge Alternative Zug
Konradin Franzini und 
Gurbetelli Yener
Metallstrasse 5, 6300 Zug
junge@alternativezug.ch

Krifo Alternative Cham
Roman Ambühl
cham@alternativezug.ch

Alternative Grüne 
Fraktion im Kantonsrat
www.alternativefraktion.ch 

Grüne Partei Schweiz
www.gruene.ch

Facebook
fb.com/AlternativeZug

Twitter
@AlternativeZG

Instagram
@alternativegruene

WhatsApp-Newsletter
Sende deinen Namen per 
WhatsApp an 079 519 81 91
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27Mittwoch, 2. Januar 2019
Alternative Monatsbar
im Siehbachsaal Zug
Gute Gespräche und feines 
Essen. Es kocht der kanto
nale Vorstand ab 18.30 Uhr
Um 20 Uhr Erlebnisbericht 
vom Frauenstreik 1991 und 
Einblicke in die Organisa
tion eines neuen Frauen
streiks durch junge Aktivis
tinnen.

Mittwoch, 30. Januar 2019
Alternative Monatsbar
im Siehbachsaal Zug
Gute Gespräche und feines 
Essen. Es kochen die alter
nativen Panter (SeniorIn
nen) ab 18.30 Uhr. Um  20 
Uhr Themenabend zur Zer
siedelungsInitiative.

Freitag, 1. Februar 2019
Wintertreff Alternative – die 
Grünen Stadt Zug bei der 
Pfadihütte Guggiwäldli, 
Zug, ab 18.00 Uhr

Sonntag, 10. Februar 2019
Abstimmungssonntag: Zer
siedelungsinitiative, kanto
nales Planungs/Baugesetz.

Mittwoch, 6. März 2019
Alternative Monatsbar
im Siehbachsaal Zug
Gute Gespräche und feines 
Essen. Es kocht die Alterna
tive – die Grünen Baar ab 
18.30 Uhr. 18 Uhr: Städ
tische GV; 20 Uhr: Nomina
tionsversammlung National
ratswahlen

Mittwoch, 3. April 2019
Alternative Monatsbar
im Siehbachsaal Zug
näheres siehe Web
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